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Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz • Deutschhausplatz 1• 55116 Mainz 

Mitglieder des  
Fachbeirat Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen 
im Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz 
und Städtetag Rheinland-Pfalz  
 
nachrichtlich: 
 
 Mitglieder des Vorstandes (ohne Anlagen) 
 

Ihre Zeichen 

      
Nachricht vom 

      
Unsere Zeichen 

070-04/TR/rg 
Bearbeiter 

Herr Dr. Rätz 
Telefon-Durchwahl  

(0 61 31) 23 98-127 
Telefax-Durchwahl  

(0 61 31) 23 98-9127 
E-Mail 

traetz@gstbrp.de 
Datum 

14.11.2017 

Einladung zur Sitzung am 12.12.2017 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zur nächsten Sitzung des Fachbeirat Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen 
laden wir Sie im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden herzlich ein für 

Dienstag, 12. Dezember 2017, 10:00Uhr,  
in das Betriebsgebäude der Steinbachtalsperre  

des WZwV im Landkreis Birkenfeld, Auf dem Steinberg 1, 55758 Kempfeld 

Eine Anfahrtsskizze mit der Parkmöglichkeit ist beigefügt. 

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen: 

1. Koka - Kommunales Kaufhaus (Anlage) 

2. Zukunft der Klärschlammverwertung / KKR AöR (Anlage wird kurzfristig nach-
gereicht) 

3. Funkwasserzähler / Satzungsmuster (Anlage) 

4. OVG-Entscheidung „Räumliche Erweiterung“ (Anlage) 

5. Informationspunkte (Anlage) 

6. Verschiedenes 

Die Sitzungsunterlagen stehen zusätzlich in „kosDirekt/Leistungen/GStB/Gremien & 
Sitzungen“ bereit.  



 

 

Daran anschließend laden wir Sie traditionsgemäß wieder recht herzlich zum zu ei-
nem gemeinsamen Mittagessen als Jahresabschluss ein. Dazu haben wir für 
12:30 Uhr einige Tische im „Hühnerstall“ des Restaurants „Kirschweiler Brücke“ (Kir-
schweiler Brücke 2, 55743 Kirschweiler) reserviert. Das Restaurant liegt etwa 2 km 
vom Tagungsort entfernt.  

Im Anschluss an das Mittagessen bietet der Wasserzweckverband schließlich noch 
eine Führung durch die Aufbereitungsanlage an, Beginn ist gegen 14.00 h, Dauer 
etwa eine Stunde. Je nach Witterung könnte man auch zur Talsperre fahren und in 
35 m Tiefe durch den Damm laufen; Absprache dafür erfolgt individuell vor Ort. 

Die Anmeldung erfolgt wie bekannt ausschließlich online unter folgendem Link: 

https://www.umfrageonline.com/s/c0126f6  

Bitte geben Sie dort auch Ihre Teilnahme am Mittagessen sowie an der Führung am 
Nachmittag an. Sofern Sie an der Sitzung nicht teilnehmen können, bitten wir Sie, 
unmittelbar Ihre Stellvertreterin oder Ihren Stellvertreter zu informieren (siehe Liste 
der Vertreter in der Anlage).  

Wir freuen uns auf Ihr Kommen und wünschen eine gute Anreise  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag:  
 
 
 
Dr. Rätz 

Anlagen 
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GStB-Beratungsvorlage 2017/0088  


Mainz, den 30.11.2017 


TOP 1 - KoKa - Kommunales Kaufhaus           


Sachverhalt: 


Mit dem kommunalen Kaufhaus (KoKa) bietet die Kommunalberatung Rheinland-Pfalz 
GmbH eine weitreichende Einkaufsdienstleistung an. Mit KoKa ist es rheinland-pfälzischen 
Kommunen möglich, von allen Vorteilen eines starken Einkaufsverbundes zu profitieren. 


Die Umsetzung aller vergaberechtlichen Anforderungen bei der Beschaffung von Ver-
brauchsgütern stellt die Praxis vor durchaus schwierige Aufgaben. Weitgehend noch papier-
gestützte Abläufe treffen auf die Anforderungen einer möglichst elektronischen Ausschrei-
bung (ab 2018). Die tatsächlichen Beschaffungskosten, wie Lagerhaltung oder Abwicklung, 
sind selten bekannt. Dezentrale Ressourcenverwaltung führt gleichzeitig zu einer Zergliede-
rung von Einkaufsstrukturen. Die Qualifizierung von Sortimenten – beispielsweise im Sinne 
einer nachhaltigen Beschaffung – gestaltet sich schwierig. Nachgelagerte Abläufe der Be-
schaffung, wie Rechnungs- und Reklamationsbearbeitung oder die Erstellung von Leis-
tungsbeschreibungen, sind aufwändig und kostenintensiv. 


Das kommunale Kaufhaus (KoKa) ermöglicht den Kommunen den wirtschaftlichen und 
rechtssicheren Einkauf; sie können Ihre Einrichtungen Einkäufe elektronisch (nur über Inter-
netzugang) und komfortabel abwickeln:  


 Preisvorteile durch Mengenbündelung, Ausschreibung und Vergabe von Massengütern im 
Verbund;  


 Transparenz und Steuerungsmöglichkeit durch digitalisierte Prozesse in Einkauf und 
Vergabe;  


 Personalentlastung für mehr Freiräume der Kernaufgaben in der Verwaltung. 


Das Sortiment wird laufend erweitert, beispielsweise auch um den Bedarf für die Werke. Bis-
her verfügbar sind insbesondere Büromaterialien, Papier, Tinte/Toner oder Reinigungsbe-
darf.  


Herr Klaus Faßnacht wird das KoKa in der Sitzung präsentieren (vgl. Anlage) und Fragen 
beantworten. 
 


Beschlussvorschlag: 


Zustimmende Kenntnisnahme. Die Werke unterstützen die Erweiterung des Sortiments 
durch eigene Vorschläge.  










04-2014



1. Einführung











04-2014



-Massenbeschaffung
-Regelmäßige Bedarfe
-sogenannte Kleinaufträge











Die Kleinaufträge



 Alle Beschaffungen bis 10.000 Euro
(individuell geregelt)



 Fachbereiche sind budgetiert
 Fachbereiche beschaffen dezentral 



 Über 10.000 Euro
Ausschreibungspflicht (GS)



04-2014











Die Kleinaufträge



 50 % des Auftragsvolumens
 unbekannte Bedarfe
 unbekannte Umsätze
 unbekannte Anzahl von Beschaffern
 unbekannte Anzahl von Lieferanten
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Wenn die tatsächlichen Umsätze 
unbekannt sind.....



 FRAGEN:
 Wer kauft wo zu welchem Preis ?
 Wie hoch ist der Gesamtbedarf einer Artikelgruppe ?
 Welcher Umsatz ist realistisch ?
 welcher EK sind tatsächlich möglich ?



4-2014











Beschaffung bisher:
(operativ)



04-2014



Verwaltung
Kinder-
gärten



Schulen
Eigen-
betriebe



…



Tinte/
Toner



Bürobedarf
Arbeits-



sicherheit WindelnLernmittel











Fokus Massenbeschaffungen



04-2014











Beispiel Büromaterial



 Jahresvertrag nach Ausschreibung
 ca. 70 Stamm - Artikel
 geschätzter Umsatz 29.000 EURO



04-2014











Beispiel Büromaterial



 dezentrale Beschaffung
 tatsächlicher Umsatz unbekannt



04-2014











Beispiel Büromaterial



 Stammartikel zum Dumpingpreis
 sonstige zu minimaler Rabattierung 
 keine Einhaltung der Lieferantenbindung 
 z.T. Einkauf „zu Fuß“
 unzählige Einzelverhandlungen











Beispiel Büromaterial



 Ergebnis / Bestandaufnahme :
 Ca. 280 Beschaffer
 min. 10 Lieferanten 
 Umsatz laut „Hauptlieferant“



– Stammartikel ca. 78.000 EURO
– gesamt  > 150.000 EURO
– ca. 900 Artikel 



04-2014











Die Aufgabe lautete also.....



 Feststellung der:
 Beschaffer /Lieferantenbeziehungen
 tatsächlichen Nachfragemengen
 Umsätze
 Kaufgewohnheiten (Bedarfe)
 Einkäufer/innen
 Lieferanten



04-2014











Ergebnis



04-2014



Das geht wohl nur mit



einer



„ elektronischen Lösung“











Anforderung an eine 
„elektronische Lösung“



 Einfache Handhabung durch Anwender
 Produktunabhängige Plattform
 Beschleunigung der Prozesse
 Reduzierung der Beschaffungskosten
 Generierung günstigerer Einkaufspreise
 Berichtswesen/Controlling



04-2014











„Elektronischer“
Katalogeinkauf



Die Lösung



06-2013











- 1 Katalog für alle Bedarfe
- Artikelgruppen 
- Feineinstellung für Fachbereiche
- 1 Bestellschein für 5 Lieferanten
- komfortable Suche der Artikel
- Persönliche Warenkörbe speichern



„Elektronischer“
Katalogeinkauf



06-2013





























Einkauf neu
(operative & strategische Beschaffung)



Gebäude-
manage-



ment



Eigen-
betriebe



…



Kinder-
gärten



KoKa



Verwaltung Schulen …



Bürobedarf Lernmittel
Arbeits-



sicherheit











Einkauf neu
(operative & strategische Beschaffung)



1. Artikelsuche
2. Auswahl und Menge
3. Warenkorb
4. Bestellung – Genehmigung
5. Lieferung
6. Warenannahme
7. Rechnungstellung
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GStB-Beratungsvorlage 2017/0090  


 


Mainz, den 30.11.2017 


TOP 3 - Funkwasserzähler / Satzungsmuster            


Sachverhalt: 


Die Angelegenheit wurde am 24.10.2018 in der AG Wasser in Anwesenheit von Herrn Smol-
le, Referent beim Landesbeauftragten für den Datenschutz beraten. Niederschrift siehe An-
lage. 


Zwischenzeitlich liegt die zugesagte Antwort des Landesbeauftragten vor, siehe Anlage. 


Dementsprechend hat die Geschäftsstelle den Entwurf für das Satzungsmuster Allgemeine 
Wasserversorgungssatzung angepasst, siehe Anlage. 


Im Übrigen mündlicher Bericht. 


 


Beschlussvorschlag: 


Zustimmung zum Vorschlag für das Satzungsmuster Allgemeine Wasserversorgungssat-
zung. 
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Fachbeirat         24.10.2017 
Eigenbetriebe Kommunale Unternehmen RLP 
Ad-hoc-AG Wasserversorgung 
 
 
 
 
 
 



Niederschrift 
 
zur Sitzung der Ad-hoc-Arbeitsgruppe Wasserversorgung am 24.10.2017 in Mainz 
 
Beginn: 09.30 Uhr 
Ende:  12.30 Uhr 
 
 
 
Teilnehmer: 
 
- Dr. Thomas Rätz, GStB 
- WL Achim Linder, VGW Selters WW 
- WL Manfred Kauer, VGW Winnweiler 
- WL Hajo Neumes, VGW Traben-Trarbach 
- WL Anton Schmitz, Abwasserwerk/Gruppenwasserwerk Daun 
- WL Harald Guggenmos, VGW Schweich 
- Herr Michael Smolle, Geschäftsstelle Landesbeauftragter für den Datenschutz und 



die Informationsfreiheit RLP (LfDI) 
- Herr Jürgen Stein, MUEEF, Abteilung Wasserwirtschaft 
- Herr Hans-Jürgen Geiss, MUEEF, Abteilung Wasserwirtschaft 
 
 
 
Tagesordnung 
 
1. Funkwasserzähler, Datenschutz, Anpassung Allgemeine Wasserversorgungssatzung 



(AWS) 
2. Trinkwasserverordnung, Untersuchung auf Radioaktive Stoffe 
3. Trinkwasserverordnung, Ansehende Novellierung 



4. Verschiedenes 
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1. Funkwasserzähler, Datenschutz, Anpassung Allgemeine 
Wasserversorgungssatzung (AWS) 



 
 



1.1. Ausgangssituation  
 
Zunehmend werden sog. Funk-Wasserzähler angeboten bzw. bereits eingebaut, deren 
Zählerstand sich über eine entsprechende Funkverbindung fernablesen lässt (z.B. von 
der Straße aus). Die Ablesung direkt am Wasserzähler (durch den Kunden oder einen 
Ableser) entfällt. 
 
Als Vorteile sind insbesondere zu erwähnen: 
 
- Die Wohnung des Kunden braucht zur Ablesung nicht mehr betreten werden. 



Eingriffsminderung! 
- Eine genaue stichtagsbezogene Auslesung kann vorgenommen werden, z.B. zum 



Abschluss eines Kalenderjahres: 31.12., 24.00 Uhr. Damit können Hochrechnungen 
entfallen. 



- Zudem bieten einige Zähler weitere Funktionalitäten, die z.B. für die Leckortung 
eingesetzt werden können oder Manipulationen feststellen lassen. 



- Das Aufzeichnen von Verbrauchsprofilen ist dagegen regelmäßig nicht vorgesehen. 
 
In der Bevölkerung bzw. bei den Kunden kommen immer wieder Bedenken zur 
Sprache, insbesondere:  
 
- Strahlungsbelastung: Hierzu ist allerdings festzuhalten, dass die Strahlenbelastung 



erheblich geringer ist als die beispielsweise von einem heute üblichen Mobiltelefon 
ausgehende; sie sei daher allgemein als unbedenklich anzusehen. Ob sich die 
Bedenken mit einer entsprechenden Information ausräumen lassen, sei allerdings 
einmal dahingestellt. 
 



- Informationelle Selbstbestimmung / Datenschutz: Hier geht es um die Erhebung 
und Erfassung personenbezogener Daten sowie die Datensicherheit, d.h. Schutz vor 
unbefugtem Zugriff. Ob es sich bei Zählerständen überhaupt um personenbezogene 
Daten handelt, ist durchaus strittig. Derzeit zeichnet sich ab, dass dies zu bejahen 
ist.  
 



- Unzulässiger Eingriff in die Unverletzlichkeit der Wohnung gemäß Art. 13 GG. Es 
gab offenbar Fälle, in denen Kunden den Einbau mit Hinweis darauf verwehrt haben.  



 
Eingriffe in die Informationelle Selbstbestimmung bzw. Unverletzlichkeit der Wohnung 
bedürfen nach GG einer gesetzlichen Grundlage. 
 
Zunächst ist festzustellen, dass Eingriffe in die Unverletzlichkeit der Wohnung durch den 
Einsatz von Funkwasserzählern und der damit verbundenen Verringerung der Anzahl 
der persönlichen Zutritte minimiert werden können. 
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Der LfDI RP vertritt nach wie vor den Standpunkt, dass mit der Verordnung über 
Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVGWasserV), dem § 48 Abs. 
1 S. 1 und Abs. 4 S. 1 LWG im Zusammenspiel mit der gemeindlichen 
Wasserversorgungssatzung eine ausreichende Grundlage für den Einsatz von 
Funkwasserzählern vorliegt, wenn bestimmte datenschutzrechtliche und technische 
Anforderungen erfüllt werden. 
 
 



1.2. Informelle Selbstbestimmung / Datenschutz 
 
Gemeinsam mit dem VkU haben die rheinland-pfälzischen kommunalen 
Spitzenverbände Ende Juni den Landesbeauftragten für Datenschutz angeschrieben 
und darum gebeten, uns die aus datenschutzrechtlicher Sicht notwendigen 
Anforderungen mitzuteilen. Das Antwortschreiben vom 25.08.2017 nimmt zu den 
aufgeworfenen Fragen Stellung und beinhaltet einen Formulierungsvorschlag für eine 
mögliche Änderung des Satzungsmusters der Allgemeinen Wasserversorgungssatzung. 
 
Im Fachbeirat Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen wurde der Sachverhalt am 
29.08.2017 erörtert. Zu dem Antwortschreiben des LfDI sieht der Fachbeirat noch zu 
verschiedenen Punkten Klärungsbedarf: 
 
 



1.2.1. Sind Zählerdaten personenbezogene Daten? 
 
Die Aussagen zur Frage, ob es sich bei Zählerdaten überhaupt um personenbezogene 
Daten handelt, ist u.E. strittig (insbesondere „Dies gilt jedenfalls für Einfamilien-Häuser“). 
Im Hinblick auf Akzeptanz und Rechtklarheit sind sehr viele klarere Aussagen 
erforderlich. Was ist mit Mehrfamilienhäusern, Handwerks- und Industriebetrieben? 
 
Zunächst kann festgestellt werden, dass es sich bei Single-Haushalten sicherlich 
unstrittig um personenbezogene Daten handelt. Für einen Versorger ist eine Selektion 
und unterschiedliche Handhabung nach Familienstruktur, Ein- oder 
Mehrfamilienhäusern, Handwerks- und Industriebetrieben nicht praktikabel bzw. gar 
nicht möglich; insoweit wird man grundsätzlich davon ausgehen müssen, dass es sich 
bei Zählerdaten um personenbezogene Daten handelt. 
 
 



1.2.2. Nutzung der Funkwasserzähler für andere Zwecke 
 
Die Nutzung der Funkwasserzähler für andere Zwecke, insbesondere die Leckortung, 
stellt einen erheblichen Vorteil für die Wasserversorger dar, der letztlich auch im 
Interesse der Kunden liegt (effizientere Aufgabenerfüllung, Kostensenkung). Daher 
dürfen diese Anwendungen nicht mehr als zwingend notwendig eingeschränkt werden.  
 
Die Vorgehensweise bei einer Leckortung wurde im Detail dargestellt. Regelmäßig wird 
bei Leckagen die Versorgungssicherheit tangiert und es besteht in den meiste Fällen 
Gefahr im Verzug. Vielfach liegt die Leckortung auch im Interesse des Kunden. Hier 
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müssen die Möglichkeiten, die Funkwasserzähler bieten auch effizient und zeitnah 
ausgenutzt werden können. Der Datenschutz darf die vorhandenen Potentiale nicht 
ausbremsen. Herr Smolle signalisiert, für diese Situationen eine geeignete Formulierung 
in den Satzungsentwurf der Allgemeinen Wasserversorgungssatzung aufzunehmen. 
 
 



1.2.3. Möglichkeit der anonymisierten Erfassung 
 
Es kann im WVU durchaus sichergestellt werden, dass die zu anderen als zur 
Verbrauchsabrechnung ausgelesenen Daten anonymisiert erfasst bzw. nach Erfüllung 
ihres Zwecks wieder unmittelbar gelöscht werden. 
 
Die Datenübertragung muss in allen Fällen durch Verschlüsselung, die den 
Anforderungen des BSI genügt, erfolgen. Hierdurch muss sichergestellt werden, dass 
die Daten gegen unbefugte Zugriffe und unbefugtes Mitlesen geschützt werden. Soweit 
bei Leckageortungen die ausgelesenen Daten zunächst anonymisiert erfasst werden 
und erst im konkreten Schadensfall individualisiert werden, steht das dem Datenschutz 
nicht entgegen. Der Sachverhalt wird in der Überarbeitung des Entwurfs der AWS 
konkretisiert. 
 
 



1.2.4. Informationspflichten des WVU 
 
Eine vorherige Benachrichtigung ist im Falle der Auslesung zur Verbrauchsabrechnung 
unproblematisch (analog bisheriger Verfahrensweise, die Ablesetermine öffentlich 
bekannt zu machen). 
 
Bei den anderen Anwendungen sei sie aber dann, wenn „Eile geboten“ oder sogar 
Gefahr im Verzug ist (Leckortung, Trinkwasserhygiene) rasch gehandelt werden, eine 
vorherige Benachrichtigung oder gar die Einholung des Einverständnisses sei dann 
schlicht unmöglich. 
 
Das Auslesen von Daten in besonderen Fällen, insbesondere aus Gründen der 
Versorgungssicherheit und bei Gefahr im Verzug, soll auch ohne vorherige 
Bekanntmachung ermöglicht werden. In der Praxis läuft das ja heute durch 
systematische Eingrenzung der Leckagestellen auch nicht anders. Für diese Fälle 
müssen Ausnahmeregelungen von den grundsätzlichen Informationspflichten des WVU 
in der AWS zugelassen werden. 
 
Für präventive Maßnahmen zur Wasserverlustreduktion ist jedoch weiterhin eine 
vorherige Bekanntmachung vorzunehmen. 
 
Diese Aspekte sollen bei der Neufassung des AWS-Entwurfs berücksichtigt werden. 
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1.2.5. Erhebungsdaten 
 
Zur Feststellung des Jahresverbrauches sowie bei Eigentümerwechsel dürfen nur 
Zählerstand und Zählernummer erhoben werden. 
 
Die Zählerhersteller bieten weitere Informationen zu  
- Rückfluss (Versorgungssicherheit, Schutz vor Kontamination aus der 



Hausinstallation) 
- Manipulation (rückwärts / vorwärts usw.) 
- Trockenlauf 
 
Derzeit erfolgt im Rahmen der jährlichen Zählerablesung eine Sichtkontrolle der 
Messeinrichtung im Hinblick auf technische Mängel, Dichtigkeit, Fließrichtung, 
Verplombung etc. 
 
Bei dem turnusmäßigen Zählerwechsel wird der technische Zustand der Zuleitung und 
der Zählergarnitur sowie die Funktionsweise der Einrichtung überprüft. Bedeutsam ist 
hierbei, dass der Rückflussverhinderer funktioniert, damit sichergestellt ist, dass aus der 
Hausinstallation kein Rückfluss ins Leitungsnetz erfolgen kann (Schutz vor 
Kontamination!). 
 
Funkwasserzähler bieten Hilfsmittel, an Stelle der Kontrolle vor Ort, durch Auslesung 
von Zusatzinformationen Rückschlüsse auf defekte Rückflussverhinderer, Trockenlauf 
bei Manipulation usw. zu ermöglichen. 
 
Über die Neuformulierung AWS soll sichergestellt werden, dass auch diese Daten mit 
der Jahreszählerablesung ausgelesen werden dürfen. 
 
 



1.3. Anpassung der Allgemeinen Wasserversorgungssatzung (AWS) 
 
Der LFdI erstellt einen überarbeiteten Entwurf für eine mögliche Änderung der AWS, der 
anschließend über die AG Wasser der Lenkungsgruppe und dem Fachbeirat zur 
Entscheidung vorgelegt wird. 
 
 



1.4. Landesweite Umfrage zum Einsatz von Funkwasserzählern 
 
Es gibt bisher keine systematische Übersicht, in welchem Umfang und wo 
Funkwasserzähler bereits eingesetzt werden bzw. eingesetzt werden sollen und ggf. 
bereits in der Beschaffung sind bzw. deren Einbau in Planung oder Vorbereitung ist. 
 
Eine landesweite Umfrage zur Erhebung der Daten wird durch die Geschäftsstelle 
vorgenommen. 
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2. Untersuchung auf Radioaktive Stoffe (TrinkwV 2016) 
 
 



2.1. Ausgangssituation 
 
Mit der vorherigen Änderung der TrinkwV im März 2016 wurde die Pflicht eingeführt, das 
Trinkwasser auf radioaktive Stoffe untersuchen zu lassen (§§ 14 a und 20 a iVm. der 
Anlage 3a I und III). 
 
In der Anlage 3a Teil I werden 3 Parameter benannt, die bestimmt werden sollen: 
 



 Radon222, 



 Tritium und 



 Richtdosis. 
 
Da diese Parameterwerte sich im Trinkwassersystem nicht mehr erhöhen, ist keine 
Probenahme am Zapfhahn erforderlich, d.h. alle Proben können nach der Aufbereitung 
am Ausgang Wasserwerk genommen werden. 
 
Die Erstuntersuchung in Form von vier Einzeluntersuchungen aus vier verschiedenen 
Quartalen ist unabdingbare Pflicht und bis 26.11.2019 zu erledigen. 
 
Je nach Ergebnis dieser Erstuntersuchung entscheidet das Gesundheitsamt, welche 
weiteren laufenden Untersuchungen durchzuführen sind; es kann auch entscheiden, 
dass bis auf weiteres keine weiteren Untersuchungen auf Radioaktivität mehr 
durchzuführen sind.  
 
 



2.2. Problemstellungen / Offene Fragen: 
 
 



2.2.1. Kosten und Engpässe bei akkreditierten Laboren 
 
Die Untersuchungen sind enorm teuer und es sind nur wenige, hoch spezialisierte 
Labore akkreditiert. Daher ist mit Engpässen zu rechnen. 
 
Die Gesundheitsämter drängen derzeit auf zeitnahe Erledigung, um nicht Gefahr zu 
laufen, die o.g. Frist zu versäumen. Siehe z.B. Schreiben des GA Westerwald. 
 
Die Herren Stein und Greiss vom MUEEF informieren die AG Wasser darüber, dass 
gegenwärtig 14 Labore in RLP akkreditiert sind, die Untersuchungen auf radioaktive 
Stoffe vorzunehmen. 
 
Die Gesundheitsämter wurden angehalten zur Umsetzung schnellstmöglich die 
notwendigen Schritte einzuleiten. Gegenwärtig kann noch nicht vorhergesehen werden, 
ob es tatsächlich solch große Engpässe gibt, die erwarten lassen, dass die Frist zum 
26.11.2019 nicht eingehalten werden kann. 
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Zeigt sich, dass die Einhaltung der Frist für Wasserversorger unverschuldet nicht 
eingehalten werden kann, wird sich für diese sicherlich eine Übergangsreglung finden. 
 
 



2.2.2. Untersuchungsumfang 
 
In der Anlage 3a Teil I der TrinkwV 2016 werden die 3 Parameter benannt. Da es sich 
bei Tritium um ein künstliches Radionuklid handelt, ist aus unserer Sicht dessen 
Bestimmung nach §14a Abs. 1 und 2 TrinkwV in Verbindung mit dem „Leitfaden zur 
Untersuchung und Bewertung von radioaktiven Stoffen in Trinkwasser bei der 
Umsetzung der Trinkwasserverordnung“ Ziffer 6.1, nicht erforderlich. 
 
Deshalb sollte sich die Erstuntersuchung lediglich auf die Parameter  
 



 Radon 222 und 



 Richtdosis 
 
beziehen. 
 
Damit können die Kosten minimiert werden. 
 
 



2.2.3. Untersuchungsverfahren 
 
In der TrinkwV sind für die Richtdosis mehrere alternative Untersuchungsverfahren 
aufgeführt. Es sind dies vom Grundsatz her  
 



 Screeningverfahren auf Basis der Bestimmung der Alpha-Aktivität und 



 die Bestimmung auf Basis der Analyse der Einzelisotope 
 
Aus den bisherigen Erfahrungen heraus, lässt sich die Einhaltung der Richtdosis in den 
meisten Fällen über das kostengünstige Screeningverfahren über die Alpha-Aktivität 
nachweisen. 
 
Also nur in Fällen von erhöhten Urankonzentrationen sollte es notwendig werden, 
Einzelisotope zu untersuchen.  
 
Hinweis: Kostenverhältnis der Verfahren 1:4  
 
 



2.2.4. Reduktion der Probenahmehäufigkeit nach entsprechender 
Risikobewertung (RAP) 



 
Es wurde die Frage aufgeworfen, ob die neue Möglichkeit des § 14 Abs. 2 a 
TrinkwV2017 – RAP – auch in Bezug auf radioaktive Parameter gilt und diese mit 
erfasst sind. 











Seite 8 von 12 



 



 
In der Begründung zum Verordnungsentwurf wird zur Passage RAP und radioaktiven 
Stoffen folgendes ausgeführt: 
 



„Zu § 14 Abs. 2 a Satz 7: 
Ausgenommen vom grundsätzlichen Anwendungsbereich der RAP werden: 
(…) 
Klargestellt wird hier außerdem, dass auch die Untersuchungspflichten für 
radioaktive Stoffe von der RAP ausgenommen sind, da in der 
Trinkwasserverordnung gesonderte Regelungen in Umsetzung der Richtlinie 
2013/51/EURATOM des Rates vom 22. Oktober 2013 zur Festlegung von 
Anforderungen an den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung hinsichtlich 
radioaktiver Stoffe in Wasser für den menschlichen Gebrauch gelten.“ 



 
Mitteilung des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) 
NRW 
 
In einer Mitteilung des LANUV NRW vom Februar 2017 (siehe Link!) 
 
http://www.lanuv.nrw.de/fileadmin/lanuv/wasser/pdf/ueberwachung_der_Radioaktivitaet_im_Trin
kwasser_-FAQ.pdf  



 
wird ab Seite 11 darauf hingewiesen, dass die Untersuchungspflichten auch bei der 
Erstuntersuchung in besonderen Fällen entfallen kann. 
 
Es werden zwei Wege unterschieden: 
 
a) Feststellung durch GA von Amtswegen 
 



 Überschreitung von Parameterwerten für radioaktive Stoffe wird nicht erwartet. 



 gestützt auf vorhandene Grundlagen: 
o repräsentative Erhebungen 
o Überwachungsdaten oder 
o sonstige zuverlässige Informationen 



 Feststellung und Befreiung durch VA! 
 
b) GA entscheidet auf Antrag 
 



 Antrag durch Unternehmer oder sonstigen Inhaber einer 
Wasserversorgungsanlage 



 Antragsteller muss den Nachweis erbringen, dass die Parameterwerte für 
radioaktive Stoffe nicht überschritten werden, durch Vorlage von  



o repräsentative Erhebungen 
o Überwachungsdaten oder 
o sonstige zuverlässige Informationen 



 Feststellung und Befreiung durch VA! 
 





http://www.lanuv.nrw.de/fileadmin/lanuv/wasser/pdf/ueberwachung_der_Radioaktivitaet_im_Trinkwasser_-FAQ.pdf


http://www.lanuv.nrw.de/fileadmin/lanuv/wasser/pdf/ueberwachung_der_Radioaktivitaet_im_Trinkwasser_-FAQ.pdf
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Eine solche Vorgehensweise halten die Vertreter des MUEEF in RLP nicht für möglich, 
da es keine repräsentative Erhebungen, Überwachungsdaten oder sonstige 
zuverlässige Informationen gibt, die einen Wegfall der Untersuchungspflichten 
rechtfertigen. Insoweit wird es auch keine Mittelung des MUEEF analog der 
Vorgehensweise in NRW geben. 
 
Ansonsten halten die Herren Stein und Geiss vom MUEEF die o.g. Vorgehensweise für 
zweckmäßig, die einheitlich im Land RLP - entsprechend dem veröffentlichten Leitfaden 
zur Radioaktivitätsmessung nach Trinkwasserverordnung des 
Bundesumweltministeriums - umgesetzt werden soll. 
 
 
3. Anstehende Änderung Trinkwasserverordnung 2017 
 
 



3.1. Allgemeines, Verfahrensstand 
 
Die anstehende Änderung dient vorrangig zur Umsetzung der 2015 geänderten EU- 
Trinkwasserrichtlinie (2015/1535), Umsetzungsfrist: 27. Oktober 2017; im Übrigen aus 
Erkenntnissen in der Trinkwasserhygiene sowie aus Erfahrungen der Behörden mit dem 
Vollzug der Trinkwasserverordnung (bzgl. Gesundheitsschutz, Informationsrechte der 
Bevölkerung uvm). Der zugehörige Referentenentwurf wurde Anfang August in eine 
erste Verbändeanhörung gegeben, der DStGB hat u.a. zusammen mit dem VkU eine 
erste Stellungnahme abgegeben.  
 
Die Vertreter des MUEEF informieren, dass die die Ressortabstimmung über den 
Entwurf der Verordnung zur Neuordnung trinkwasserrechtlicher Vorschriften vom 
11.10.2017 nunmehr abgeschlossen ist.  
 
Da es sich um eine Ministerverordnung handelt, bedarf es keines Kabinettsbeschlusses. 
BMG /BMEL streben die Beschlussfassung der Verordnung im Bundesrat für den 15. 
Dezember 2017 an. 
 
 



3.2. Inhalt 
 
Zu den inhaltlichen Änderungen wurden folgende Punkte angesprochen und erörtert: 
 
 



3.2.1. Grundsätzliche Anmerkungen 
 
- Grundsätzlich werden die vorgeschlagenen Änderungen zur Umsetzung der EG-



Trinkwasserrichtlinie (98/83/EG) in nationales Recht begrüßt. 
- Viele der vorgesehenen Änderungen dienen zur Regelung und Klarstellung nicht 



ausreichend betrachteter oder geregelter Bereiche. 
- Vorgesehene Änderungen dienen zusätzlich der Verbrauchersicherheit. 
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- Durch den Entwurf wurden grundlegende inhaltliche Änderungen der TrinkwV 
vorgestellt, die besonders Einfluss auf die Arbeit der Gesundheitsämter haben. 



 
 



3.2.2. Wesentliche Punkte 
 
Neuordnung der Parameter 
Die Neuordnung der Parameter in A- und B-Parameter. 
 
 
Einführung des Konzepts der „Risikobewertungsbasierten Anpassung der 
Probennahmeplanung“ 
 
Wesentliche Änderung ist die Einführung des Konzepts der „Risikobewertungsbasierten 
Anpassung der Probennahmeplanung“, kurz: RAP, § 14 Abs. 2. 
 
Danach kann das GA - jeweils für 5 Jahre - einen Probennahmeplan mit reduzierten 
Untersuchungshäufigkeiten zulassen, soweit eine vom Wasserversorgungsunternehmen 
zu erstellenden Risikobewertung zu entsprechenden Ergebnissen kommt. 
 
Nach erster Einschätzungen der Wasserversorger ist das neue RAP-Konzept dem 
Grunde nach zu begrüßen. 
 
Die Gesundheitsämter sehen die Sache dagegen differenzierter. Sie müssen die RAP 
prüfen und Genehmigungen erteilen / versagen. 
Problem: personelle Kapazitäten 
 
Zur Bewertung und anschließender Genehmigung der RAP sollten zur Hilfestellung 
Empfehlungen / Leitlinien für die Bewertung der RAP erarbeitet und den 
Gesundheitsämtern zur Verfügung gestellt werden. 
Problem: fachliche Schulungen erforderlich  
 
Angeregt wurde, auch die Parameter zur Radioaktivität in das neue RAP-Konzept 
aufzunehmen. Dies sei aber, aufgrund der EU-Richtlinie 2013/51/EURATOM des Rates 
aus 2013 nicht möglich.  
 
 
Meldepflicht der Labore von maßnahmewertüberschreitenden Legionellen 
 
Durch die Meldepflicht werden höhere Fallzahlen auftreten. Zusätzliche Belastung für 
die Gesundheitsämter treten auf! 
 
 
Regelungen zum Grenzwert des Parameters Chrom 
 
Vorgesehen war, den Parameter erheblich zu verschärfen. Nach der aktuellen Fassung, 
ist auch die Streichung der ursprünglichen Regelung zum Grenzwert des Parameters 
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Chrom zwischenzeitlich erfolgt, da es für eine solche Vorgabe derzeit keine fachliche 
Grundlage gibt und dies zu erheblichen Mehrkosten geführt hätte 



 
 
 
4. Verschiedenes 
 
Die Herren Stein und Geiss vom MUEEF sprachen noch folgende Punkte an: 
 



4.1. Kritische Infrastruktur (KRITIS) – Sektor Wasser 
 
Infrastrukturen sind bedeutsame Versorgungssysteme unserer Gesellschaft. Sie sind 
nicht nur alltäglichen Störungen und Gefahren, sondern auch Extremereignissen zum 
Beispiel durch Naturgefahren, technischem oder menschlichem Versagen oder 
vorsätzlichen Handlungen ausgesetzt. Infrastrukturen sind komplexe Systeme, von 
denen eine Vielzahl von Versorgungsfunktionen abhängen. 
 
Wasser ist das wichtigste Lebensmittel des Menschen. Daher ist der Schutz der 
Wasserversorgung einschließlich der Gewährleistung der Trinkwassersicherheit 
unerlässlich. 
 
Deutschland hat im europäischen Vergleich einen hohen Standard in der 
Trinkwasserversorgung. Dennoch können außergewöhnliche Ereignisse wie 
Naturkatastrophen unterschiedlichster Art, z.B. Hochwasser, Erdbeben oder extreme 
Trockenperioden, die Kritische Infrastruktur Wasserversorgung in ihrer 
Funktionstüchtigkeit beeinträchtigen oder so stark stören, dass sie abgeschaltet werden 
muss oder gar von selbst ausfällt. Eine hohe Verwundbarkeit gegenüber 
Extremereignissen besteht sowohl für einzelne Komponenten als auch für das 
Gesamtsystem Wasserversorgung. Analog trifft das auch auf die Abwasserbeseitigung 
zu. 
 
Mit der Einteilung Kritischer Infrastrukturen in nunmehr neun Sektoren und in 29 
Branchen liegt nun erstmals eine zwischen Bund und Ländern abgestimmte Grundlage 
für die Kooperation von Staat und Wirtschaft beim Schutz Kritischer Infrastrukturen vor. 
 
Die Überlegungen beim MUEEF laufen an. Zunächst wird ein „Funktionspostfach“ 
eingerichtet. Damit soll ein gegenseitiger Informationsaustausch und die Möglichkeit der 
Mitteilung von Sofortmaßnahmen an einen konkreten Personenkreis sichergestellt 
werden. 
 
In einem weiteren Schritt wird es erforderlich sein, einen landesweiten 
„Maßnahmenplan“ aufzustellen; darum kümmern sich MUEEF und MdI. 
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4.2. Untersuchungen auf PFT 
 
Wegen der Betroffenheit von Oberflächengewässern wurden in der Vergangenheit 
Untersuchungen auf per- und polyfluorierten Chemikalien (PFC bzw. PFT) im Bereich 
von Flugplätzen vorgenommen. Unter Berücksichtigung historischer Erkundungen 
konnten als maßgebliche Eintragungsorte von PFT in die Umwelt neben 
Flugzeugabsturzstellen und anderen Brandorten insbesondere die 
Feuerlöschübungsplätze identifiziert werden. 
 
Es stellt sich die Frage, ob in den identifizierten belasteten Regionen das Trinkwasser 
von der Belastung betroffen ist. Wo ein entsprechendes Risiko besteht, werden die 
örtlichen Gesundheitsämter auf die Wasserversorger zukommen, um zusätzliche 
Untersuchungen auf PFT vorzunehmen. 
 
 



4.3. Optimierungen zur Arbeitsweise der AG 
 
Es wird angeregt, feste Termine für die AG Wasser vor den Sitzungen der 
Lenkungsgruppe zu vereinbaren. Soweit kein Handlungsbedarf besteht, ist es leichter 
einen Termin abzusagen, als im Einzelfall einen Neuen zu finden.  
 
 
 
 
 
gez. Achim Linder 
Werkleiter 
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V. Abschnitt: Messung des Wasserverbrauchs 



§ 18 
Messeinrichtung 



(1) Der Wasserverbrauch auf dem Grundstück wird durch geeichte Wasserzähler (Messein-
richtung)8 festgestellt, soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes 
ergibt. Die GSV* stellt die Einhaltung der eichrechtlichen Vorschriften sicher und trägt die 
damit verbundenen Kosten der Abnahme und ggf. Wiederanbringung. Die vom Wasserzähler 
ordnungsgemäß angezeigte Wassermenge gilt für die Berechnung der Gebühren als ver-
braucht.  



(2) Die GSV* bestimmt entsprechend den Erfordernissen des Einzelfalles Art, Zahl, Größe 
und Anbringungsort der Wasserzähler. Wasserzähler, die über eine Funkverbindung ausles-
bar sind (Funkwasserzähler), erfüllen die datenschutzrechtlichen Anforderungen nach Anla-
ge 1 zu dieser Satzung. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Überwachung, Unterhaltung 
und Entfernung der Wasserzähler Aufgabe der GSV*. Sie wird den Grundstückseigentümer 
anhören und seine berechtigten Interessen wahren. Sie wird auf Verlangen des Grundstück-
seigentümers die Wasserzähler verlegen, wenn dies nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik sowie ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist; der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen. 



(3) Wasserzähler sind gemäß § 10 Abs. 3 Bestandteil des Grundstücksanschlusses und Ei-
gentum der GSV*. Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen und die 
Beschädigung der Wasserzähler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, 
Beschädigungen und Störungen der GSV* unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die 
Wasserzähler vor Oberflächenwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schüt-
zen. 



(4) Der Grundstückseigentümer darf Änderungen an dem Wasserzähler und an seiner Auf-
stellung nicht vornehmen und nicht dulden, dass solche Änderungen durch andere Personen 
als durch Beauftragte der GSV* vorgenommen werden. 



§ 19 
Nachprüfung von Wasserzählern 



(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Wasserzähler durch eine 
anerkannte Konformitätsbewertungsstelle im Sinne der §§ 13 oder 14 des Mess- und Eich-
gesetzes verlangen. Stellt der Grundstückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht bei der 
GSV*, so hat er diese vor Antragstellung zu benachrichtigen. 



(2) Die Kosten der Prüfung fallen nach Maßgabe der Bestimmungen in der Entgeltsatzung 
Wasserversorgung der GSV* zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehler-
grenzen überschreitet, sonst dem Grundstückseigentümer.  



                                                 



8  Als Messeinrichtung wird der geeichte Wasserzähler definiert. 
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§ 20 
Ablesung 



(1) Analoge Wasserzähler werden von Beauftragten der GSV* möglichst in gleichen Zeitab-
ständen oder auf Verlangen der GSV* vom Grundstückseigentümer selbst abgelesen. Dieser 
hat dafür Sorge zu tragen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. Funkwasserzähler 
werden grundsätzlich einmal jährlich durch die GSV* für die Zwecke der Verbrauchsabrech-
nung ausgelesen. In beiden Fällen gibt die GSV* den Ablesezeitraum ortsüblich bekannt. 



(2) Darüber hinaus ist die GSV* berechtigt, Funkwasserzähler anlassbezogen auch unterjäh-
rig auszulesen, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für den ordnungsgemäßen Betrieb der 
Wasserversorgungsanlagen oder anderer öffentlicher Interessen erforderlich ist; dazu gehö-
ren insbesondere die Gewährleistung der Trinkwasserhygiene (z.B. Auslesen der Tempera-
tur), die Leckortung (z.B. Auslesen des Mengenflusses) sowie die Überprüfung eines Ver-
dachts auf Manipulation (z.B. Auslesen von Daten über einen Trocken- oder Rückwärtslauf). 
Im Einvernehmen mit dem Grundstückseigentümer kann ein Zähler auch zu weiteren Zwe-
cken ausgelesen werden. 



(3) Solange der Beauftragte der GSV* die Räume des Grundstückseigentümers und Benut-
zers nicht zum Zwecke der Ablesung betreten kann und der Grundstückseigentümer den 
Zählerstand nicht selbst abliest und mitteilt, darf die GSV* den Verbrauch auf der Grundlage 
der letzten Ablesung schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berück-
sichtigen. Gleiches gilt, wenn der Grundstückseigentümer die Funkverbindung eines Funk-
wasserzählers aktiv stört und keine Ablesung am Zähler durch Beauftragte der GSV* ge-
währt. 



§ 21 
Berechnungsfehler 



(1) Ergibt eine Prüfung der Wasserzähler eine Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen, so 
ist der zu viel oder zu wenig berechnete Gebührenbetrag zu erstatten oder nachzuentrichten. 
Ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt ein Wasserzähler nicht 
an, so ermittelt die GSV* den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus 
dem Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des Fehlers 
nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf Grund des vorjährigen Verbrauchs durch Schät-
zung; die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. 



(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ab-
lesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren 
Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch9 auf längstens zwei Jahre be-
schränkt. 



§ 22 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 



(1) Die GSV* ist berechtigt, an der Grundstücksgrenze einen geeigneten Wasserzähler-
schacht oder Wasserzählerschrank anzubringen, wenn 



                                                 



9  Hinweis: Es handelt sich hier um den Anspruch auf Feststellung des Fehlers. Unberührt bleiben die 
Fristen für Ansprüche auf Korrekturen der Bescheide gemäß Abgabenordnung. 
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Anlage 1 



Zu § 18 Abs. 2 – Datenschutzrechtliche Anforderungen an Funkwasserzähler 



 



 



Die GSV* stellt sicher, dass die von ihr eingesetzten Funkwasserzähler folgenden daten-
schutzrechtlichen Anforderungen genügen: 



 Funkwasserzähler werden, auch wenn sie technisch für den bi-direktionalen Betrieb vor-
bereitet sind, nur uni-direktional betrieben, d.h. die Daten werden nur aus dem Zähler 
heraus ausgelesen und es werden keine Daten oder Befehle an den Zähler gesendet. 



 Die Wasserzähler können nur durch die dazu vorgesehenen Lesegeräte ausgelesen wer-
den. 



 Zur Feststellung des Jahresverbrauches für die Berechnung der jährlichen Verbrauchsab-
rechnung sowie bei Eigentümerwechsel werden nur Zählerstand und -nummer erhoben. 



 Für die nach § 20 Abs. 2 darüber hinaus gehenden Zwecke werden nur die für den jewei-
ligen Zweck erforderlichen zusätzlichen Daten erhoben. 



 Die Übertragung der Daten ist durch technisch-organisatorische Maßnahmen, insbeson-
dere durch Verschlüsselung, die den Anforderungen des BSI genügt, gegen unbefugte 
Zugriffe bzw. unbefugtes Mitlesen abgesichert. 
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GStB-Beratungsvorlage        


 


Mainz, den 01.12.2017 


TOP 4  OVG-Entscheidung 'Räumliche Erweiterung           


Sachverhalt: 


Das OVG hat die Berufung der Entscheidung des VG Koblenz (Verfahren Kaisersesch) nicht 
zugelassen. Der Beschluss ist als Anlage beigefügt. Im streitigen Fall sei die erstmalige Her-
stellung zwar weit fortgeschritten gewesen, aber noch nicht vollständig abgeschlossen, weil 
einerseits Teile der geplanten Anlagen tatsächlich nicht hergestellt waren und andererseits 
der Bau der Anlagen im 2. Bauabschnitt zwar um viele Jahre verschoben wurde, jedoch we-
der aufgegeben noch „auf unabsehbare Zeit verschoben“. 


Im Übrigen mündlicher Bericht, auch bezüglich des weiteren Vorgehens bzw. im Hinblick auf 
Empfehlungen für die Praxis. 


 


Der Fachbeirat wird um Beratung und Meinungsbildung gebeten.  
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GStB-Beratungsvorlage 2017/0091  


 


Mainz, den 14.11.2017 


TOP 5 Informationspunkte           


Sachverhalt: 


Beratung im Fachbeirat, soweit im Einzelfall Beratungsbedarf angemeldet wird. 


 


1.  SÜVOA - Sachstand 


Mündlicher Bericht – hierzu steht noch eine Antwort aus dem MUEEF aus, insbesondere zur 


Frage der konkreten Ausgestaltung der Schnittstelle. 


 


2.  TrinkwV - Untersuchung auf Radioaktivität  


Im März 2016 wurde in der TrinkwV die Pflicht eingeführt, das Trinkwasser auf radioaktive 


Stoffe untersuchen zu lassen (§§ 14 a und 20 a iVm. der Anlage 3a I und III). Zu bestimmen 


sind Radon222, Tritium und Richtdosis. Probenahme am Ausgang Wasserwerk. 


Die Umsetzung wurde Ende Oktober in der AG Wasser beraten. Dort hat Herr Stein vom 


MUEEF nochmals bestätigt, dass die Erstuntersuchung in Form von vier Einzeluntersuchun-


gen aus vier verschiedenen Quartalen unabdingbare Pflicht sei und bis 26.11.2019 zu erle-


digen ist. Das MUEEF hat die Gesundheitsämter angehalten, schnellstmöglich die notwendi-


gen Schritte einzuleiten. 


Gegenwärtig seien so das MUEFF, alleine in Rheinland-Pfalz 14 Labore für solche Untersu-


chungen akkreditiert. Da es insbesondere vor dem Fristablauf zu Engpässen kommen könn-


te, drängen auch die Gesundheitsämter auf zeitnahe Erledigung.  


Je nach Ergebnis dieser Erstuntersuchung entscheidet das Gesundheitsamt, welche weite-


ren laufenden Untersuchungen durchzuführen sind; es kann auch entscheiden, dass bis auf 


weiteres keine weiteren Untersuchungen auf Radioaktivität mehr durchzuführen sind. 
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3.  TrinkwV - Laufende Novelle (4. Änderung) 


Die endgültige Bundesratsvorlage zur 4. Änderungsverordnung zur Trinkwasserverordnung 


steht auf der Seite des Bundesrats online:  


http://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2017/0601-0700/0700-


17.html?cms_templateQueryString=trinkwasserrechtlich&cms_fromSearch=true  


Es gab zwischenzeitlich einige Änderungen aufgrund der eingebrachten Stellungnahmen. 


Beispielsweise wurde die gesonderte Untersuchung auf Cr(VI) wieder gestrichen, d.h. Unter-


suchung nur auf Cr(ges). 


Am 15.12.2017 soll der Bundesrat in der letzten Sitzung in diesem Jahr dieser Vorlage zu-


stimmen. Am gleichen Tag soll die geänderte Trinkwasserverordnung sofort in Kraft treten.  


 


4. Förderaufruf „Kommunale Klimaschutz-Modellprojekte“ 


Hinweis auf das Förderprogramm aus der Kommunalrichtlinie (Bundesprogramm) und dem 


Förderaufruf „Kommunale Klimaschutz-Modellprojekte“. Darin werden u.a. auch Abwasser-


projekte mit bis zu 80 % gefördert. Die Energieagentur hat dazu ein Merkblatt herausgege-


ben (Anlage). Weitere Info unter www.klimaschutz.de/modellprojekte  


 


5. Schutz sog. „Kritischer Infrastruktur“ im Bereich Wasserwirtschaft  


(IT-Sicherheit, Notversorgung) 


Dieses Thema beschäftigt die Werke seit einigen Jahren und es gibt eine Vielzahl von Veröf-


fentlichungen und Darstellungen. Es geht vorrangig um Notstromversorgung, IT-Sicherheit 


sowie Schutz gegen physische Angriffe. Die DWA hat dazu kürzlich das M 1060 - IT-


Sicherheit Branchenstandard Wasser/Abwasser herausgegeben. Im Innenministerium ist 


eine Arbeitsgruppe mit diesem Thema beschäftigt, in der es auch um die Schnittstellen zur 


Wasserwirtschaftsverwaltung geht. 


Die Wasserwirtschaftsverwaltung im MUEEF erwägt, in ihre Förderrichtlinie einen neuen 


Förderschwerpunkt „Kritische Infrastruktur“ aufzunehmen. Dazu fand dort am 22.11.2017 ein 


erster Gedankenaustausch statt, Teilnehmer waren neben der Abteilung (Dr. Manz, Schrei-


ber, Stein) der LDEW, die WVR (Röpke), die Kommunalberatung (Lorio, Heimpfad) sowie 


der Fachbeirat Eigenbetriebe (Flerus).  


Es wurden eine Vielzahl von Punkten besprochen, insbesondere  


 Wie kann man Förderanreize gezielt und vernünftig setzen; 


 Verzahnung mit dem TSM bzw. wo und wie müsste man die Checklisten ergänzen; 


 Wie lange muss die Wasserversorgung gewährleistet werden bzw. ab wann wird an den 


Katastrophenschutz „übergeben“; 


 Wodurch ist die Infrastruktur konkret gefährdet (z.B. Stromausfall, Hacker-Angriffe); 


 Schnittstellendefinition zu anderen zuständige Stellen, insbesondere Katastrophenschutz; 


 Wie wird eine strukturierte Sicherheitsanalyse durchgeführt 


 Beratung der Werke in Sachen IT-Sicherheit (z.B. Securion) 


uam. 


Vereinbart wurde folgendes: 


 Information im Fachbeirat und ggf. Umfrage, wer eigentlich was schon hat (z.B. Notstrom-


versorgung) 



http://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2017/0601-0700/0700-17.html?cms_templateQueryString=trinkwasserrechtlich&cms_fromSearch=true

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2017/0601-0700/0700-17.html?cms_templateQueryString=trinkwasserrechtlich&cms_fromSearch=true

http://www.klimaschutz.de/modellprojekte
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 Weitere Bearbeitung der Fragen in Pilotbetrieben, die bereits TSM-zertifiziert sind. Ge-


nannt wurden Wasserversorgungszweckverband Maifeld-Eifel, Wasserversorgung Rhein-


hessen GmbH, VGW Winnweiler, VGW Selters. 


 


6. Stromspeicher für Kläranlagen 


In der Lenkungsgruppe hatte Herr Prof. Heinrich das Konzept seiner Fa. CFH Consulting zur 


Installation von Stromspeichern auf Kläranlagen vorgestellt. Sein Vortrag ist zur Information 


als Anlage beigefügt. 


 


7. Personal / Vergütung / Entgeltordnung 


Das Thema wurde in der Lenkungsgruppe beraten. Mit dem KAV war der Fachbeirat zum 


Ergebnis gekommen, dass die neue Entgeltordnung doch einige Spielräume bietet, die vor 


Ort auch weitgehend genutzt werden sollten. Es zeigte sich jedoch, dass das Problem vor 


Ort nicht selten in unzureichenden Stellenbeschreibungen liegt, und zwar dahingehend, dass 


dort die für eine entsprechende Einstufung notwendigen Tätigkeitsmerkmale, Funktionen, 


Qualifikationsanforderungen usw. überhaupt nicht oder nur unzureichend aufgeführt sind 


(wie z.B. ein Begriff wie „eigenverantwortlich“). 


Es wird daher dringend empfohlen, die Stellenbeschreibungen dementsprechend zu sichten 


und zu aktualisieren und auf der Basis eine neue Stellenbewertung durchzuführen bzw. 


durchführen zu lassen. 


 










Die „Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten 
in sozialen, kulturellen und öffentlichen Einrichtungen“ 
(sogenannte „Kommunalrichtlinie“)im Rahmen der Natio-
nalen Klimaschutzinitiative bietet verschiedene Förderan-



gebote im Bereich kommunaler Klimaschutz: 
Von der Entwicklung langfristiger Strategien bis hin zu 
investiven Maßnahmen.



KOMMUNALRICHTLINIE



GEGENSTÄNDE DER FÖRDERUNG & ZUSCHUSSQUOTEN



BERATUNGSLEISTUNGEN
Einstiegsberatung kommunaler Klimaschutz (65 %)



KLIMASCHUTZKONZEPTE UND -MANAGEMENT
Erstellung von Klimaschutzkonzepten (65 %)
Erstellung von Klimaschutzteilkonzepten (50 %)
Schaffung einer Stelle für Klimaschutzmanagement (65 %)



Anschlussvorhaben Klimaschutzmanagement (40 %)
Ausgewählte Maßnahmen (50 %)



ENERGIESPARMODELLE IN KINDERTAGESSTÄTTEN, SCHULEN, JUGENDFREIZEITEINRICHTUNGEN,  
SPORTSTÄTTEN UND SCHWIMMHALLEN
Realisierung von Energiesparmodellen (65 %) Starterpaket Energiesparmodelle (50 %)



INVESTIVE KLIMASCHUTZMASSNAHMEN
BELEUCHTUNGS- UND LÜFTUNGSANLAGEN
LED-Außen- und Straßenbeleuchtung (20 – 25 %)
LED-Lichtsignalanlagen (30 %)
Sanierung und Austausch von Lüftungsanlagen (25 %)
Sanierung der Innen- und Hallenbeleuchtung (30 %)



NACHHALTIGE MOBILITÄT
Errichtung von verkehrsmittelübergreifenden  
Mobilitätsstationen (50 %)
Einrichtung von Wegweisungssystemen (50 %)
Ergänzung vorh. Radwegenetze, Bau neuer Radwege (50 %)
Radabstellanlagen (50 %)



STILLGEGELEGTE SIEDLUNGSABFALLDEPONIEN
Einsatz geeigneter aerober in-Situ-Technologien (50 %)
Hilfsaggregate zur Produktion von Eigenstrom aus  
Deponiegas (50 %)



KLIMASCHUTZ IN RECHENZENTREN (RZ)
Optimierung/Investitionen in bestehende RZ (40 %)
Ersatz von Hardwarekomponenten in RZ und  
Serverräumen (40 %)
Optimierungen / Investitionen im Rahmen der  
Zertifizierung mit „Blauem Engel“ (40 %)



 
Alle Maßnahmen betreffend: Projektbegleitende Ingenieursdienstleistungen in Höhe von max. 5 %  
der zuwendungsfähigen Investitionskosten (50 %)



KLIMASCHUTZINVESTITIONEN IN KINDERTAGESSTÄTTEN, SCHULEN, 
JUGENDFREIZEITEINRICHTUNGEN, SPORTSTÄTTEN UND SCHWIMMHALLEN
Sanierung der Außenbeleuchtung (LED) (30 %)
Sanierung und Austausch zentraler Lüftungsanlagen (35 %)
Nachrüstung / Ersteinbau dezentraler Lüftungsanlagen
in Kitas und Schulen (35 %)
Sanierung der Innen- bzw. Hallenbeleuchtung (LED) (40 %)
Einbau von Hocheffizienzpumpen inkl. hydraulischem 
Abgleich (40 %)
Dämmung von Heizkörpernischen (40 %)
Ersatz zentrale gegen dezentrale Warmwasser
bereitungsanlagen (40 %)



Nachrüstung einer Wärmerückgewinnung aus Grauwasser 
bei Sportstätten (40 %)
Austausch nicht regelbarer Pumpen gegen regelbare 
Hocheffizienzpumpen für Beckenwasser (40 %)
Einbau einer Gebäudeleittechnik (40 %)
Einbau von Verschattungsvorrichtungen mit 
Tageslichtnutzung (40 %)
Austausch von Elektrogeräten in Schul-, Lehr- und 
Kita-Küchen (40%)
Energie- und Ressourceneffizienz in Rechenzentren (50%)











ANTRAGSBERECHTIGTE
›› �umfassend antragsberechtigt: Städte, Gemeinden und 



Landkreise und Zusammenschlüsse, an denen aus-
schließlich Kommunen beteiligt sind



›› �eingeschränkt antragsberechtigt bei bestimmten  
Förderschwerpunkten sind u. a.



›› �öffentliche, gemeinnützige und religionsgemein-
schaftliche Träger von Schulen, Kitas, Hochschu-
len und Jugendfreizeiteinrichtungen



›› ��Betriebe, Unternehmen und sonstige Einrichtun-
gen, die in vollständig kommunaler Trägerschaft 
stehen bzw. mit mind. 50,1 %-iger kommunaler 
Beteiligung



›› kommunale Wirtschaftsförderungsgesellschaften
›› �rechtsfähige Zusammenschlüsse von Unterneh-



men innerhalb eines Industrie- oder Gewerbe
gebiets



›› �Sportvereine mit Gemeinnützigkeitsstatus, die im 
Vereinsregister eingetragen sind



ANTRAGSFRISTEN
›› 01.01.2018 – 31.03.2018
›› 01.07.2018 – 30.09.2018



Ganzjährig: Förderung eines Klimaschutzmanagements, 
Anschlussvorhabens, ausgewählter Maßnahmen, Energie-
sparmodelle.



ERHÖHTE FÖRDERUNG FÜR  
FINANZSCHWACHE KOMMUNEN
Finanzschwache Kommunen, die nach jeweiligem Landes-
recht z. B. ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen ha-
ben und somit nicht über ausreichende Eigenmittel verfügen, 
können vorbehaltlich der beihilferechtlichen Zulässigkeit eine 
höhere Förderquote je nach Fördertatbestand erhalten.



Weitere Informationen zur Kommunalrichtlinie unter: 
www.energieagentur.rlp.de/energiewende-gestalten/ 
kommune/foerderung



NEUER FÖRDERAUFRUF IM RAHMEN DER NATIONALEN KLIMASCHUTZINITIATIVE



FÖRDERAUFRUF „KOMMUNALE KLIMASCHUTZ- 
MODELLPROJEKTE“
Gefördert werden investive Modellprojekte in Kommunen und 
im kommunalen Umfeld in den Bereichen Energie- und Res-
sourceneffizienz, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung und 
Grün in der Stadt. Der Modellcharakter der Projekte sollte 
sich insbesondere auszeichnen durch
›› �hohe Treibhausgasminderung im Verhältnis zur 



Vorhabensumme
›› �die Verfolgung der klimaschutzpolitischen Ziele des Bundes
›› �einen besonderen und innovativen Qualitätsanspruch 
›› �den Einsatz bester verfügbarer Techniken und Methoden 
›› die Übertragbarkeit bzw. Replizierbarkeit des Ansatzes 
›› eine überregionale Bedeutung und Ausstrahlung



Die Förderung erfolgt als Projektförderung in Form eines 
Zuschusses (in der Regel von bis zu 80 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben). 



WER KANN ANTRÄGE STELLEN? 
Antragsberechtigt sind Kommunen (Städte, Gemeinden und 
Landkreise) und Zusammenschlüsse von Kommunen sowie 
kommunale Unternehmen. 



Zudem sind auch Kooperationen oder Verbünde von Kom-
munen, Verbänden, Vereinen, Religionsgemeinschaften mit 
Körperschaftstatus und Hochschulen antragsberechtigt. An 
jedem Verbund muss mindestens eine Kommune, in der das 
Modellprojekt durchgeführt werden soll, beteiligt sein. 



ANTRAGSFRIST FÜR PROJEKTSKIZZEN 
(ZWEISTUFIGES VERFAHREN) 
›› 01.01.2018 – 15.04.2018 



WEITERE INFORMATIONEN, ANTRÄGE & FORMULARE:
www.ptj.de/klimaschutzinitiative/modellprojekte



ANSPRECHPARTNER BEI FÖRDERANFRAGEN: 
Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH 
Dr. Tobias Woll 
Tel.: 0631 205 75-7122 | tobias.woll@energieagentur.rlp.de 
www.energieagentur.rlp.de 



Stand: September 2017



Gefördert durch:



KOMMUNALRICHTLINIE
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Gemeinde- und Städtebund 
Rheinland-Pfalz 
Verband kreisangehöriger 
Gemeinden und Städte e.V. 
Deutschhausplatz 1 
D-55116 Mainz 
Telefon (0 61 31) 23 98 -0 
Telefax (0 61 31) 23 98 139 
Internet http://www.gstb-rlp.de 
 


 


GStB-Beratungsvorlage 2017/0089  


 


Mainz, den 08.12.2017 


TOP 2 - Zukunft der Klärschlammverwertung / KKR AöR           


Sachverhalt: 


1. Pflicht zum P-Recycling 


 Nachdem es offenbar zur Frage, ob die KA unter 50/100.000 EW überhaupt zum P-
Recycling verpflichtet sind, verschiedene Auffassungen gab (und gibt), sei dies an dieser 
Stelle nochmals klargestellt - so, wie es auch aus dem Ministerium bestätigt ist: 


 Ab 2029 sind alle KA-Betreiber verpflichtet, bei Klärschlämmen ab 20g/kg P ein P-
Recycling durchzuführen (betrifft das "Ob").  


 Die 50/100.000 EW-Grenze betrifft dagegen ausschließlich das "Wie" des P-Recyclings: 
KA unter dieser Grenze dürfen das P-Recycling ab 2029 weiterhin (soweit nach AbfKlärV 
bzw. Düngerecht zulässig) über bodenbezogene Verwertung erledigen,  
die KA über dieser Grenze dürfen das dann nicht mehr. 


 Die Mitverbrennung ist somit ab 2029 nur noch für solche Schlämme zulässig, deren Ge-
halt unter 20 g/kg P liegt (z.B. nach vorheriger Rückgewinnung aus dem Abwasser oder 
dem Klärschlamm). 


 


2. Landwirtschaftliche Verwertung 


 Das Jahr 2018 wird unserer Einschätzung nach zur „Nagelprobe“ für die Zukunft der 
landwirtschaftlichen Verwertung (Flächenverfügbarkeit, Lagerkapazitäten, Kosten/Preise). 


 Die Mitglieder im Fachbeirat werden um Bericht gebeten, welche Entwicklungen sich ihrer 
Erfahrung nach für die landwirtschaftliche Verwertung in 2018 abzeichnen. 


 Als regionale Besonderheit ist im Bereich der Vorder- und Südpfalz die Problematik der 
Einleitung von Kartoffel-Waschwasser akut. Nach neuer AbfKlärV darf bei Einleitung von 
Abwässer aus „industrieller Kartoffelverarbeitung“ „ohne vorherige „Abwasserbehandlung“ 
nicht mehr auf Flächen mit landwirtschaftlicher Nutzung verwertet werden. Betroffen sind 
offenbar auch das bloße „Waschwasser“ und auch Sandfangrückstände. Das BMU hat 
dazu eine Auslegungshilfe herausgegeben (Anlage), die aber - so wurde berichtet - offen-
bar bisher nicht allen zuständigen Behörden war (SGD), so dass einige Abwasserbetriebe 
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auch nicht die notwendigen Auskünfte bzw. Entscheidungen erhielten; dies betrifft insbe-
sondere die Frage, ob eine Abwasservorbehandlung im Kartoffelbetrieb ausreichend ist, 
um die Schaderreger tatsächlich auszumerzen (siehe in der Auslegungshilfe ab Seite 10 
unter bbb). Der GStB hat sich gemeinsam mit dem DWA LV an das Ministerium gewandt. 
Wir werden vorschlagen, dazu kurzfristig Anfang Januar eine Besprechung mit allen Be-
troffenen (Abwasserbetriebe, Behörden) anzuberaumen, um die offenen Fragen zu klä-
ren.  


 


3. Regionale Initiativen im Rahmen des Kooperationsprojekts 


 In den einzelnen regionalen Initiativen wurden und werden die begonnenen Beratungen 
über Strategien zur künftigen Klärschlammverwertung laufend - und in unterschiedlicher 
Intensität - fortgeführt. Im Bereich Westerwald wurde eine weitere regionale Studie in Auf-
trag gegeben, deren Ergebnisse Ende 2017 vorliegen sollen. 


 Die Mitglieder im Fachbeirat werden um kurzen Sachstandsbericht gebeten. 


 


4. KKR AöR / VK Kommunal GmbH  


 Die Kommunale Klärschlammverwertung RLP AöR ist gegründet. Die ADD hat ihre kom-
munalrechtliche Prüfung abgeschlossen und am 8.12. mitgeteilt, dass der Errichtung der 
KKR aus kommunalaufsichtsbehördlicher Sicht nichts entgegensteht. Nun ist die Satzung 
noch in den jeweiligen Amtsblättern bekannt zu machen (Anlage). 


 Sobald der Verwaltungsrat der AöR den entsprechenden Beschluss gefasst hat, wird die 
VK Kommunal GmbH gegründet, voraussichtlich im Januar. Sie wird unmittelbar danach 
ihren Betrieb aufnehmen. 


 In den Gremien praktisch aller Abwasserbetriebe wurde bzw. wird über die Frage des 
Beitritts zur KKR AöR beraten; viele haben bereits einen Grundsatzbeschluss gefasst. 
Beitrittsbeschlüsse wurden aus naheliegenden Gründen noch nicht gefasst, es fehlten die 
Satzung sowie die individuellen Umsetzungsverträge. 


 Bzgl. dieser konkreten individuellen Umsetzungsverträge werden nun spät. ab Januar und 
bereits im Vorgriff zu Gründung der VKK die Gespräche mit den Abwasserbetrieben ein-
geleitet - zunächst mit denen, die den Betritt zum Termin Ende März 2018 anstreben. 


 Alle an der KKR interessierten sind für den 24. Januar zu einer zentralen Informationsver-
anstaltung im ZAP Emmelshausen eingeladen (vorauss. ab 10.00h). Dort wird das weitere 
Vorgehen vorgestellt und es besteht bei und nach einem Mittagsimbiss auch Gelegenheit 
zu bilateralen Gesprächen zur Klärung individueller Fragen bzw. des individuellen weite-
ren Vorgehens. Einladung geht in Kürze raus. 


 


5.  Mengenmeldungen für die Monoverbrennung TVM 


 Bekanntlich benötigt die TVM GmbH im Hinblick auf die Planung der Klärschlammliefe-
rungen bis Ende 2017, spät. Anfang Januar 2018 eine ausreichend verbindliche Aussage 
darüber, welche Mengen über die KKR AöR / VKK ab 2019 in den Mainzer Anlage flie-
ßen. 


 Derzeit führt die GStB-Geschäftsstelle dazu eine telefonische Abfrage bei allen Werken 
durch. Zunächst werden die adressiert, die sich in der ersten Interessenbekundung im 
Sommer für die TVM gemeldet hatten; danach alle anderen. 
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 Davon unabhängig gehen seit Anfang Dezember nahezu täglich Mengenmeldungen für 
die TVM ein, darunter auch von einer Reihe von Abwasserbetrieben, die nicht an der ers-
ten Interessenbekundung teilgenommen hatten. Wir gehen davon aus, dass noch weitere 
„neue“ folgen werden. 


 Stand 8. Dezember liegen verbindliche Meldungen über rund 6.000 to (Trockensubstanz) 
vor. Wir gehen derzeit davon aus, dass insgesamt erneut zumindest 10.000 to TS für die 
TVM gemeldet werden. 


Im Übrigen mündliche Berichte. 


 


Beschlussvorschlag: 


Kenntnisnahme des Sachstandberichts. 


Beschlüsse je nach Ergebnis der Beratung  
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BMUB – Referat WR II 4          12. Oktober 2017 



 



Novelle Klärschlammverordnung (AbfKlärV) 



Auslegungshilfe zu § 15 Abs. 4 AbfKlärV 



 



I. Einführung  



Die nachfolgenden Ausführungen betreffen das mit der neuen Klärschlammverordnung (BGBl. I 2017 



S. 3465) geregelte Verbot der Auf- und Einbringung von Klärschlamm aus Abwasserbehandlungsan-



lagen, in denen Abwasser aus der industriellen Kartoffelverarbeitung behandelt wird, auf landwirt-



schaftlich genutzte Flächen. 



Diese Auslegungshilfe soll einen Überblick über den Hintergrund, den Inhalt und den Anwendungsbe-



reich des Verbots nach § 15 Abs. 4 AbfKlärV geben. Der Vollzug der Regelung obliegt jedoch aus-



schließlich den zuständigen Landesbehörden. Erforderlich ist insoweit immer eine Einzelfallprüfung, 



die durch diese Auslegungshilfe nicht entbehrlich wird. 



 



II. Wortlaut der Vorschrift 



§ 15 Abs. 4 AbfKlärV lautet: 



„Das Auf- oder Einbringen eines Klärschlamms, eines Klärschlammgemischs oder eines Klär-



schlammkomposts auf oder in einen Boden mit landwirtschaftlicher Nutzung ist nicht zulässig, 



wenn der Klärschlamm in einer Abwasserbehandlungsanlage angefallen ist, in der Abwasser 



aus der industriellen Kartoffelverarbeitung behandelt wurde.“ 



 



III. Sinn und Zweck der Vorschrift 



Die Verbotsregelung des § 15 Abs. 4 AbfKlärV dient dazu, flankierend zu anderen Maßnahmen zur 



Unterbindung der Ausbreitung von Krankheitserregern in bestehende oder künftig geplante Kartoffel-



anbauflächen den Infektionsdruck durch bestimmte Krankheitserreger zu reduzieren. Im Vordergrund 



stehen dabei die Erreger des Kartoffelkrebses sowie die Kartoffelzystennematoden, die beide als so-



genannte Quarantäneschadorganismen gelten, deren Ausbreitung in neue Anbaugebiete verhindert 



werden soll. 



Im Fall des Nachweises von Erregern des Kartoffelkrebses oder Kartoffelzystennematoden in kom-



munalen oder betriebseigenen Klärschlämmen ist die bodenbezogene Ausbringung der betroffenen 



Klärschlämme  gemäß den Bestimmungen des § 5 Abs. 2 der Düngemittelverordnung (Verordnung 
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vom 5.12.2012 (BGBl. I S. 2482), die zuletzt durch Art. 3 der Verordnung vom 26.5.2017 (BGBl. I S. 



1305) geändert worden ist) untersagt, wenn sie keiner geeigneten hygienisierenden Behandlung 



unterzogen wurden. Da aber ein konkreter Nachweis des Erregers der Kartoffelkrebserkrankung in 



Schlämmen schwierig bis unmöglich ist, ergänzt die Vorgabe des § 15 Abs. 4 AbfKlärV unter Vorsor-



geaspekten die Anforderungen der Düngemittelverordnung und anderer spezifischer Rechtsvorschrif-



ten zu Quarantäneschadorganismen. 



 



1. Relevanz der Quarantäneschadorganismen 



Der Erreger des Kartoffelkrebses (Synchytrium endobioticum) und die Kartoffelzystennematoden 



(Globodera pallida und Globodera rostochiensis) gelten als Quarantäneschadorganismen mit beson-



derer Relevanz und besonderem Regelungsbedarf (vgl. Anhang I Teil A Kapitel II Buchst. a Nr. 1 und 



Buchst. c Nr. 2 der EU-Richtlinie 2000/29/EG über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen 



die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse 



(Pflanzenquarantäne-Richtlinie) vom 8.5.2000, ABl. L 169 vom 10.7.2000, S. 1 zuletzt berichtigt ABl. 



L 188 vom 27.6.2014, S. 88 ff. sowie die Verordnung zur Bekämpfung des Kartoffelkrebses und der 



Kartoffelzystennematoden (KartKrebs/KartZystV) vom 6.10.2010, BGBl. I S. 1383, die zuletzt durch 



Art.  7 der Verordnung vom 10.10.2012 (BGBl. I S. 2113) geändert worden ist). 



Die unter 2. enthaltenen Ausführungen beziehen sich auf die in der Praxis besonders relevanten Er-



reger des Kartoffelkrebses und Kartoffelzystennematoden. Daneben gibt es auch noch andere Erre-



ger ähnlich problematischer Kartoffelkrankheiten wie die Kartoffelringfäule und Kartoffelschleimfäule, 



die durch die Bakterienarten Clavibacter michiganensis subsp. sepedonicus bzw. Ralstonia solanacea-



rum verursacht werden (vgl. Anhang I Teil A Kapitel II Buchst. b Nr. 2 Pflanzenquarantäne-Richtlinie 



2000/29/EG). 



 



2. Beschreibung der Quarantäneschadorganismen 



a) Kartoffelkrebs 



 Pilz, der ausschließlich die Kartoffel befällt und Wucherungen an den Kartoffelknollen und am 



unteren Stängelbereich verursacht 



 eine Gefahr für Mensch und Tier beim Verzehr der befallenen Kartoffel besteht zwar nicht,  



aber die Vermarktungsfähigkeit der Kartoffeln bzw. auch der Kartoffelertrag nimmt stark ab 



(bei festgestelltem Befall darf die Kartoffelpartie nicht mehr vermarktet werden) 



 Verbreitung durch befallenes Pflanzgut, Erden, Landmaschinen, Wasch- und Schälrückstände 



der kartoffelverarbeitenden Industrie sowie Verschleppung über Exkremente bei der Verfütte-



rung befallener Kartoffeln 
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 Primärinfektion erfolgt über bewegliche Zoosporen, die in sog. Dauersori (dickwandige Über-



dauerungsform) gebildet werden und zur Verbreitung Wasser und ausreichend Feuchtigkeit 



benötigen 



 Dauersori können im Boden bis zu 40 Jahre unter Erhalt der der Infektiosität überdauern 



 zur Bekämpfung des Kartoffelkrebses gibt es derzeit kein geeignetes Hygienisierungsverfahren; 



die persistenten Dauersori können selbst bei über 140° C über 2 Stunden nicht ausreichend in-



aktiviert werden 



 eine Kartoffelanbaufläche gilt bereits dann als befallen, wenn an mindestens einer Kartoffel-



pflanze oder Kartoffelknolle Kartoffelkrebs festgestellt worden ist (§ 4 Abs. 3 Kart-



Krebs/KartZystV) 



 die Anbaufläche bleibt dann über Jahrzehnte für den Kartoffelanbau gesperrt; es ist in der Re-



gel ein Sicherheitsbereich um die befallene Fläche bis 300 m einzurichten, um eine Ausbreitung 



des Schaderregers zu unterbinden; innerhalb dieses Sicherheitsbereiches dürfen keine Kartof-



feln und keine Pflanzen, die zum Verpflanzen auf andere Flächen bestimmt sind, angebaut, 



eingeschlagen oder gelagert werden; zudem sind Untersuchungsmaßnahmen durchzuführen 



(vgl. §§ 4 und 5 KartKrebs/KartZystV) 



 der Nachweis von Kartoffelkrebssporangien ist mit extremen Unsicherheiten verbunden, da im 



Gegensatz zu den meisten seuchenhygienisch relevanten Pathogenen nicht von einer gleich-



mäßigen Verteilung der Dauersporen im Medium auszugehen ist 



 in den letzten Jahren ist regional eine Zunahme der Infektionen zu verzeichnen. 



 



b) Kartoffelzystennematoden 



 Fadenwürmer, die nicht nur die Kartoffel, sondern auch andere Nachschattengewächse, wie 



den Schwarzen oder den Bittersüßen Nachtschatten, befallen und Zysten an den Wurzeln der 



Pflanzen bilden 



 eine Gefahr für Mensch und Tier beim Verzehr einer Kartoffel der befallenen Pflanze besteht 



zwar nicht, aber der Kartoffelertrag kann stark abnehmen (bis hin zum gänzlichen Ernteausfall) 



 sehr hohe Vermehrungsrate sowie lange Lebensdauer der Larven in den Zysten (bis zu 20 Jah-



ren) 



 die Bekämpfung der Zystennematoden ist – im Gegensatz zum Kartoffelkrebs – u.a. bei folgen-



den Hygienisierungsverfahren und bei Beachtung bestimmter Mindestanforderungen möglich: 



aerob-thermophile Schlammstabilisierung, Schlammkompostierung, Schlammpasteurisierung 



(insbesondere Verfahren mit ausreichender Selbst-/Fremderhitzung, Temperatur-Zeit-



Kombination, Druck, pH-Wert-Erhöhung) 
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 es ist eine Anbaupause auf Befallsflächen von mindestens sechs Jahren einzuhalten, sofern 



keine anderen Maßnahmen (z. B. Anbau resistenter Kartoffelsorten) durchgeführt werden. (vgl. 



§ 10 Abs. 5 KartKrebs/KartZystV) 



 



IV. Erläuterungen zu § 15 Abs. 4 AbfKlärV 



1. Definition Klärschlamm, Klärschlammgemisch, Klärschlammkompost 



Das Verbot des Auf- oder Einbringens gilt nach dem Wortlaut der Vorschrift nicht nur für Klär-



schlämme, sondern auch für Klärschlammgemische und Klärschlammkomposte. Hintergrund der Re-



gelung ist, dass durch die Herstellung von Gemischen oder Komposten unter Verwendung von Klär-



schlamm die Quarantäneschadorganismen nicht inaktiviert werden und somit die Gefahr ihrer Aus-



breitung nicht unterbunden wird. 



Die Begriffe „Klärschlamm“ (§ 2 Abs. 2 AbfKlärV) „Klärschlammgemisch“ (§ 2 Abs. 7 AbfKlärV) und 



„Klärschlammkompost“ (§ 2 Abs. 8 AbfKlärV) sind in der Verordnung legaldefiniert. 



§ 2 Abs. 2 AbfKlärV lautet: 



„Klärschlamm ist ein Abfall aus der abgeschlossenen Behandlung von Abwasser in Abwasserbe-



handlungsanlagen, der aus Wasser sowie aus organischen und mineralischen Stoffen, ausge-



nommen Rechen-, Sieb- und Sandfangrückständen, besteht, auch wenn der Abfall entwässert 



oder getrocknet sowie in Pflanzenbeeten oder in sonstiger Form behandelt worden ist. Kein 



Klärschlamm ist ein aus Klärschlamm gewonnener Stoff, der durch Behandlungsverfahren so 



verändert worden ist, dass klärschlammtypische, stoffcharakteristische Merkmale nicht mehr 



vorhanden sind.“ 



Der in einem Absetzbecken einer Abwasserbehandlungsanlage eines Betriebes der kartoffelverarbei-



tenden Industrie zurückgehaltene Ackerboden ist als Sandfangrückstand zwar kein Klärschlamm im 



Sinne von § 2 Abs. 2 AbfKlärV und unterfällt daher nicht dem Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV. Es 



handelt sich aber um Abfälle, so dass vor dem Hintergrund des Gebots der ordnungsgemäßen und 



schadlosen Verwertung bzw. gemeinwohlverträglichen Beseitigung besondere Anforderungen gestellt 



werden können. Das Auf- und Einbringen auf oder in landwirtschaftlich genutzte Böden kann auch 



aus anderen Gründen (z.B. dünge- oder bodenschutzrechtlich) verboten sein. Zu berücksichtigen ist 



insoweit, das die Dauersporangien überwiegend auf den Boden absinken und daher auch und gerade 



in dem Sandfangrückstand enthalten sein können. 
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§ 2 Abs. 7 AbfKlärV lautet: 



„Klärschlammgemisch ist ein Gemisch aus Klärschlamm und anderen Materialien nach Anlage 2 



Tabelle 7 und 8 der Düngemittelverordnung vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2482), die 



durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. April 2017 (BGBl. I S. 859) geändert worden ist, in der 



jeweils geltenden Fassung; kein Klärschlammgemisch ist ein Gemisch aus verschiedenen Klär-



schlämmen.“ 



§ 2 Abs. 8 AbfKlärV lautet: 



„Klärschlammkompost ist ein Stoff, der durch den gesteuerten biologischen Abbau der organi-



schen Substanz eines Klärschlammgemischs unter aeroben Bedingungen entsteht.“ 



Das Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV gilt nicht nur für die Aufbringung von Klärschlämmen, sondern 



auch für aus diesen hergestellte Klärschlammgemische und Klärschlammkomposte. 



 



2. Auf- oder Einbringen auf oder in Böden mit landwirtschaftlicher Nutzung 



a) Auf- oder Einbringen 



Die Begriffe „Auf- und Einbringen“ sind nicht legaldefiniert. Aus der Begründung zu § 1 Abs. 1 Abf-



KlärV (BT-Drs. 18/10884, S. 161 bzw. BR-Drs. 255/17, S. 145) ergibt sich, dass das Auf- und Ein-



bringen von Klärschlamm auf und in den Boden zum Zwecke der Düngung oder Bodenverbesserung 



erfolgt. Das Tatbestandsmerkmal ist damit weit gefasst und betrifft jegliches Zuführen von Klär-



schlamm auf oder in landwirtschaftlich, landschaftsbaulich und forstwirtschaftlich genutzte Flächen 



sowie Flächen mit einer Nutzung als Haus-, Nutz- oder Kleingärten. Beschränkungen des Auf- oder 



Einbringens sind in § 15 AbfKlärV geregelt. 



 



b) Landwirtschaftlich genutzte Flächen 



Die AbfKlärV unterscheidet zwischen der Auf- und Einbringung auf oder in einen Boden 



 mit landwirtschaftlicher Nutzung (§ 1 Nr. 1 Buchst. a AbfKlärV), 



 bei Maßnahmen des Landschaftsbaus (§ 1 Nr. 1 Buchst. b AbfKlärV), 



 mit einer Nutzung zu forstwirtschaftlichen Zwecken (§ 1 Nr. 1 Buchst. c AbfKlärV) oder 



 mit einer Nutzung als Haus-, Nutz oder Kleingarten (§ 1 Nr. 1 Buchst. d AbfKlärV). 



Das Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV gilt nur für die Auf- und Einbringung auf oder in Böden mit 



landwirtschaftlicher Nutzung. Der Begriff der „landwirtschaftlich genutzten Flächen“ ist in § 2 Abs. 14 



AbfKlärV legaldefiniert. 
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§ 2 Abs. 14 AbfKlärV lautet: 



„Landwirtschaftlich genutzte Flächen sind pflanzenbaulich genutztes Ackerland, gartenbaulich 



genutzte Flächen, Grünland, Dauergrünland, Obstflächen, Flächen, die der Erzeugung schnell-



wüchsiger Forstgehölze zur energetischen Nutzung dienen, weinbaulich genutzte Flächen, Hop-



fenflächen und Baumschulflächen; zur landwirtschaftlich genutzten Fläche gehören auch befris-



tet aus der landwirtschaftlichen Erzeugung genommene Flächen, soweit diesen Flächen Dün-



gemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate oder Pflanzenhilfsmittel zugeführt werden. Nicht zu 



landwirtschaftlich genutzten Flächen gehören Flächen in geschlossenen oder bodenunabhängi-



gen Kulturverfahren sowie Flächen in Gewächshäusern, soweit durch eine gesteuerte Wasser-



zufuhr eine Auswaschung von Nährstoffen verhindert wird.“ 



 



c) Abgrenzung zu landschaftsbaulich genutzten Flächen 



Landwirtschaftlich genutzte Flächen sind insbesondere von den landschaftsbaulich genutzten Flächen 



zu unterscheiden. Der Begriff der „Böden bei Maßnahmen des Landschaftsbaus“ ist in § 2 Abs. 15 



AbfKlärV legaldefiniert. 



§ 2 Abs. 15 AbfKlärV lautet: 



„Böden bei Maßnahmen des Landschaftsbaus sind Flächen, 



1. die ohne land- oder forstwirtschaftliche Nutzung gepflegt werden oder 



2. auf denen eine durchwurzelbare Bodenschicht hergestellt wird. 



Zu den Böden des Landschaftsbaus zählen insbesondere Rekultivierungsflächen, Straßenbe-



gleitflächen, Dämme, Lärmschutzwälle und Sportanlagen sowie innerhalb der im Zusammen-



hang bebauten Ortsteile gelegene öffentliche Parkanlagen.“ 



Das Auf- und Einbringen eines Klärschlamms, Klärschlammgemischs oder Klärschlammkomposts auf 



oder in einen Boden bei Maßnahmen des Landschaftsbaus wird zwar nicht vom Verbot des § 15 Abs. 



4 AbfKlärV erfasst, jedoch können dieser Verwertungsart im Einzelfall andere Vorschriften entgegen-



stehen, insbesondere die übrigen Verbote des § 15 AbfKlärV (insbesondere § 15 Abs. 6 AbfKlärV – 



Verbot der Auf- oder Einbringen in Wasser- und Naturschutzgebieten).  



Ebenfalls zu beachten sind die Vorschriften der Düngemittelverordnung. Düngemittel, Bodenhilfsstof-



fe, Kultursubstrate und Pflanzenhilfsmittel dürfen nur in Verkehr gebracht werden, wenn sie bei 



sachgerechter Anwendung die Gesundheit von Menschen und Tieren nicht schädigen und den Natur-



haushalt nicht gefährden (vgl. insbesondere die Anforderungen an die Seuchen- und Phytohygiene 



nach § 5 Düngemittelverordnung). 
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Das Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV gilt zwar nur für die Auf- und Einbringung auf landwirtschaftlich 



genutzte Flächen und nicht auch für die Auf- oder Einbringung auf oder in Böden bei Maßnahmen 



des Landschaftsbaus. Allerdings sind bei Maßnahmen des Landschaftsbaus andere Vorschriften, ins-



besondere düngerechtliche und bodenschutzrechtliche Regelungen sowie das Verbot nach 



§ 15 Abs. 6 AbfKlärV zu beachten. 



 



d) Übrige Anwendungsbereiche 



Die übrigen der oben genannten Anwendungsbereiche des Auf- oder Einbringens von Klärschläm-



men, Klärschlammgemischen und Klärschlammkomposten, also auf oder in Böden mit Nutzung zu 



forstwirtschaftlichen Zwecken (§ 1 Nr. 1 Buchst. c AbfKlärV) und auf oder in Böden mit Nutzung als 



Haus-, Nutz oder Kleingarten (§ 1 Nr. 1 Buchst. d AbfKlärV) werden durch § 15 Abs. 6 Satz 1 Nr. 6 



bzw. Nr. 7 AbfKlärV untersagt. 



Die Aufbringung von Klärschlamm auf forstwirtschaftlich genutzte Böden und auf Böden mit Nutzung 



als Haus-, Nutz oder Kleingarten ist unabhängig von der Herkunft des behandelten Abwassers nach 



§ 15 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 bzw. Nr. 7 AbfKlärV unzulässig. 



 



3. Abwasserbehandlungsanlage zur Behandlung von Abwasser aus der industriellen Kar-



toffelverarbeitung 



a) Abwasserbehandlungsanlage 



Der Begriff der Abwasserbehandlungsanlage ist definiert in § 2 Abs. 5 AbfKlärV: 



§ 2 Abs. 5 AbfKlärV lautet: 



„Abwasserbehandlungsanlage ist eine ortsfeste Einrichtung, in der die Schädlichkeit des Ab-



wassers physikalisch, biologisch oder chemisch vermindert oder beseitigt wird.“ 



Der Begriff der Behandlung ist weit auszulegen und betrifft jegliche Maßnahmen zur Verminderung 



der Schadwirkungen des Abwassers. Die Errichtung, der Betrieb und die Unterhaltung von Abwasser-



anlagen im Allgemeinen und von Abwasserbehandlungsanlagen im Speziellen ist in § 60 Wasser-



haushaltsgesetz geregelt. 
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b) Behandlung von Abwasser aus der industriellen Kartoffelverarbeitung 



aa) Abwasser 



Der Begriff des Abwassers ist in § 2 Abs. 4 AbfKlärV legaldefiniert. 



§ 2 Abs. 4 AbfKlärV lautet:  



„Abwasser ist 



1. häusliches und kommunales Abwasser, das in den Anwendungsbereich des Anhangs 1 der 



Abwasserverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2004 (BGBl. I S. 



1108, 2625), die zuletzt durch Artikel 121 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) 



geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, fällt, und 



2. Abwasser, das in einer betriebseigenen Abwasserbehandlungsanlage behandelt wurde und 



in seiner stofflichen Zusammensetzung mit dem Abwasser nach Nummer 1 vergleichbar ist.“ 



In der Regel resultiert die Vergleichbarkeit der stofflichen Zusammensetzung des Abwassers aus be-



triebseigenen Abwasserbehandlungsanlagen mit häuslichem und kommunalem Abwasser aus der 



Tatsache, dass keine strikte Trennung der Produktionsabwässer von den im Betrieb anfallenden Sani-



tärabwässern vorgenommen wird. In den Fällen hingegen, in denen das produktionsspezifische Ab-



wasser, z.B. aus Betriebsstätten der Nahrungsmittelindustrie strikt getrennt von Sanitärabwässern 



behandelt wird, können die bei der Abwasserbehandlung anfallenden Abwasserschlämme in der Re-



gel nach den Bestimmungen der Bioabfallverordnung und der Düngemittelverordnung verwertet 



werden (vgl. dazu V.). 



Wird in einem Betrieb der kartoffelverarbeitenden Industrie das Produktionsabwasser nicht gemein-



sam mit den im Betrieb anfallenden Sanitärabwässern behandelt, handelt es sich bei dem Abwasser 



nicht um Abwasser im Sinne des § 2 Abs. 4 AbfKlärV. 



 



bb) Industrielle Kartoffelverarbeitung 



aaa) Industriell 



Von der Ernte der Kartoffel bis hin zur Herstellung eines Produktes aus Kartoffeln werden bei unter-



schiedlichen Verarbeitungsschritten zum Teil große Mengen Wasser benötigt, so dass an verschiede-



nen Stellen des Verarbeitungsprozesses Abwasser im oben genannten Sinne anfällt. Der jeweilige 



Schritt der Kartoffelverarbeitung muss dabei aber „industrieller“ Art sein, damit der hierbei anfallende 



Klärschlamm vom Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV erfasst ist. Der Begriff „industriell“ ist nicht le- 
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galdefiniert und kann daher nur unter Zuhilfenahme der allgemeinen Verkehrsanschauung näher 



bestimmt werden. Als „industriell“ wird im Allgemeinen der Teil der Wirtschaft bezeichnet, bei dem 



materielle Güter oder Waren in Fabriken und Anlagen produziert oder weiterverarbeitet werden. 



Die industrielle Produktion ist damit nicht bereits gleichbedeutend mit dem Begriff der „gewerblichen 



Tätigkeit“, denn diese setzt lediglich ein auf die Erzielung von Gewinn ausgerichtetes Handeln vo-



raus. Die industrielle Verarbeitung beschreibt aber die Art und Weise der Produktion, also den Einsatz 



von Maschinen im Sinne einer weitgehend automatisierten Produktionsweise. Fällt also das Abwasser 



beispielsweise in einem Restaurant oder in einer Kantine an, das oder die zwar gewerblich aber nicht 



industriell Kartoffeln verarbeitet, ist der aus diesem Abwasser entstehende Klärschlamm nicht von 



dem Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV erfasst.  Ebenfalls nicht zur Anwendung gelangt § 15 Abs. 4 



AbfKlärV im Hinblick auf die Tätigkeiten von privaten Haushalten und von mit privaten Haushalten 



vergleichbaren Einrichtungen. 



Der Begriff „industriell“ ist nicht gleichbedeutend mit „gewerblich“. Er betrifft die Frage, mit welchen 



Mitteln die Kartoffelverarbeitung erfolgt (Maschinen oder Anlagen). Restaurants und Kantinen fallen 



daher nicht unter den Begriff „industrielle“ Kartoffelverarbeitung. 



 



bbb) Kartoffelverarbeitung 



Die Kartoffelverarbeitung erfolgt in mehreren Schritten. 



So müssen die frisch geernteten Kartoffeln zunächst gereinigt werden. Bei dieser Wäsche werden 



insbesondere der den Kartoffeln anhaftende Ackerboden und andere Fremdstoffe entfernt. Das so 



entstehende Waschwasser wird in der Regel in ein Absetzbecken (Sandfang) geleitet. Bei dem in 



diesem Becken zurückgehaltenen Ackerboden handelt es sich nicht um Klärschlamm im Sinne von 



§ 2 Abs. 2 AbfKlärV (siehe IV. 1). Das aus dem Absetzbecken abgeleitete Abwasser hingegen kann, 



wenn es weiter in einer zweiten Anlage behandelt wird, das Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV auslö-



sen (siehe dazu unter cc)). 



Beim anschließenden Schälprozess fällt in der Regel ebenfalls Abwasser an, denn viele der heute 



eingesetzten maschinellen oder thermischen Schälverfahren benötigen den Einsatz von Wasser. Die-



ses Abwasser enthält hauptsächlich Schälreste, aber gegebenenfalls auch andere nach der ersten 



Waschung der Kartoffel noch anhaftende organische und anorganische Verunreinigungen. 



Die Schälung der Kartoffeln zählt zur Kartoffelverarbeitung. Der bei der Behandlung dieses Abwas-



sers entstehende Schlamm kann also unter das Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV fallen (siehe dazu 



unter cc)). 
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Schließlich fällt auch im weiteren Verlauf der Verarbeitung, z.B. beim Kochen oder Blanchieren von 



Kartoffeln, Abwasser an. Sofern im Vorfeld dieser weiteren Verarbeitung bereits ein Waschen und 



Schälen der Kartoffeln erfolgt ist, dürfte der Infektionsdruck auf Grund noch vorhandener Schador-



ganismen und Erreger erheblich reduziert sein. Nach einer den Sinn und Zweck der Vorschrift be-



rücksichtigenden Auslegung gilt daher das Auf- oder Einbringen von Klärschlamm, Klärschlammgemi-



schen und Klärschlammkomposten aus der Behandlung von Abwasser, das nach der Schälung der 



Kartoffeln anfällt, als nicht mehr von dem Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV umfasst. 



Die nach der Schälung der Kartoffel vorgenommenen Prozesse zählen nach einer dem Sinn und 



Zweck des Verbots des § 15 Abs. 4 AbfKlärV gerecht werdenden Auslegung nicht mehr zur Kartoffel-



verarbeitung im Sinne der Vorschrift. 



 



cc) Einleiten von Abwasser aus der industriellen Kartoffelverarbeitung 



Beim „Einleiten“ von Abwasser aus der industriellen Kartoffelverarbeitung sind zwei Fallgruppen zu 



unterscheiden: 



aaa) Einleiten in eine öffentliche Abwasserbehandlungsanlage ohne vorherige Abwasserbehandlung 



Erfolgt das Einleiten des Abwassers aus der industriellen Verarbeitung ungeschälter Kartoffeln ohne 



jegliche Vorbehandlung in das öffentliche Kanalnetz und damit in eine (in der Regel kommunale) 



Abwasserbehandlungsanlage, in der Abwasser von einer Vielzahl von Indirekteinleitern behandelt 



wird, unterliegen sämtliche in dieser Abwasserbehandlungsanlage anfallende Klärschlämme dem 



Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV. Es spielt in diesen Fällen keine Rolle, ob das Abwasser aus der in-



dustriellen Kartoffelverarbeitung den Hauptanteil des in der Abwasserbehandlungsanlage zu behan-



delnden Abwassers ausmacht oder im Hinblick auf die Gesamtmenge nur von untergeordneter Be-



deutung ist. 



Erfolgt in dem kartoffelverarbeitenden Betrieb keine Abwasserbehandlung und wird das Abwasser in 



eine öffentliche Abwasserbehandlungsanlage eingeleitet, unterfällt der gesamte dort entstehende 



Klärschlamm dem Verbot des § 15 Abs. 4 AbfKlärV. 



  



bbb) Einleiten in eine öffentliche Abwasserbehandlungsanlage nach vorheriger Abwasserbehandlung  



Es ist jedoch gängige Praxis, dass industrielle Betriebe der Kartoffelverarbeitung ihr Abwasser nicht 



unbehandelt und damit nicht unmittelbar in kommunale Abwasserbehandlungsanlagen einleiten, 



sondern dieses in eigenen Abwasserbehandlungsanlagen zumindest mechanisch (mittels Sandfang, 



Sandzentrifuge, Fettabscheider und Feststoffabscheidung) vorreinigen. Erfolgt die Behandlung des 
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produktionsspezifischen Abwassers einer betriebseigenen Abwasserbehandlungsanlage eines kartof-



felverarbeitenden Industriebetriebes (Einsatz ungeschälter Kartoffeln) zusammen mit dem anfallen-



den betrieblichen Sanitärabwasser (siehe 3 b)), wird der entstehende Klärschlamm vom Verbot des 



§ 15 Abs. 4 AbfKlärV erfasst (Parallelität zu dem unter aaa) geschilderten Fall). 



Erfolgt in dem kartoffelverarbeitenden Betrieb eine gemeinsame Behandlung von Produktionsabwäs-



sern und betrieblichen Sanitärabwässern, unterfällt der dort entstehende Klärschlamm dem Verbot 



des § 15 Abs. 4 AbfKlärV. 



 



Die Vorgaben der Klärschlammverordnung und damit das Verwertungsverbot nach § 15 Absatz 4 



AbfKlärV greifen nicht in dem Fall, in dem das gereinigte Produktionsabwasser unter Einhaltung der 



Anforderungen nach Anhang 8 der Abwasserverordnung direkt in ein Gewässer eingeleitet wird (Di-



rekteinleiter). In diesen Fällen erfolgt keine Zuleitung und keine weitere Behandlung des Abwassers 



in einer „zweiten“ (kommunalen) Abwasserbehandlungsanlage mit der Folge, dass dort auch kein 



Schlamm anfällt, der hinsichtlich eines Verwertungsverbots nach § 15 Abs. 4 AbfKlärV bewertet wer-



den müsste. 



Fraglich ist jedoch, ob auch das betrieblich gereinigte Abwasser, wenn es in einer zweiten in der Re-



gel kommunalen Abwasserbehandlungsanlage weiterbehandelt wird, noch das Verbot des § 15 Abs. 



4 AbfKlärV auslöst. Für die Beantwortung dieser Frage ist nicht entscheidend, ob in dem kartoffelver-



arbeitenden Betrieb eine gemeinsame oder getrennte Behandlung von Produktionsabwässern und 



betrieblichen Sanitärabwässern erfolgt. 



Die „zweite“ Abwasserbehandlungsanlage wird in der Regel Abwasser von einer Vielzahl von Indirekt- 



einleitern behandeln (siehe oben unter aaa), so dass im Ergebnis der gesamte durch die Abwasser-



behandlungsanlage erzeugte Klärschlamm betroffen wäre. Die Beantwortung der Frage hängt zu-



nächst davon ab, welche Art der Abwasserbehandlung in der betriebseigenen Abwasserbehandlungs-



anlage vorgenommen wird. Häufig wird dies eine rein physikalisch mechanische Behandlung sein 



(Sandfang, Sandzentrifuge, Feststoffabscheidung mittels Bogensieb und Zentrifuge oder Siebtrom-



mel). Zu berücksichtigen ist hierbei, dass die Dauersporangien des Kartoffelkrebses nur eine Größe 



zwischen 25 bis 27 µm haben und somit nicht durch die in der Regel u.a. eingesetzte Siebtechnik aus 



dem Abwasserstrom entfernt werden können. Dagegen können die Dauersporangien des Kartoffel-



krebses sowie die Zysten der Kartoffelzystennematoden meist in absehbarer Zeit auf den Boden des 



Absetzbeckens absinken und somit - ein ordnungsgemäßes Dekantieren des Überstandswassers vo-



rausgesetzt - weitgehend vom Abwasserstrom getrennt werden. Entscheidend ist, ob durch diese 



Behandlung weitestgehend ausgeschlossen werden kann, dass in dem  betrieblich gereinigten Ab-



wasser die vorgenannten Schadorganismen oder deren Erreger noch in nennenswerter Zahl vorhan-



den sind. Nur dann wäre es gerechtfertigt, nach einer dem Sinn und Zweck des § 15 Abs. 4 AbfKlärV 
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gerecht werdenden Auslegung von einer abgeschlossenen Abwasserbehandlung zu sprechen, mit 



dem Ergebnis, dass das  betrieblich gereinigte und zusammen mit anderen Abwässern der „zweiten“ 



Abwasserbehandlungsanlage zugeführte Abwasser nicht mehr zu einem Verbot des hierbei anfallen-



den Klärschlamms nach § 15 Abs. 4 AbfKlärV führen würde. 



Erfolgt in dem kartoffelverarbeitenden Betrieb eine Abwasserbehandlung und wird das vorgereinigte 



Abwasser in eine zweite – öffentliche – Abwasserbehandlungsanlage geführt, muss im Einzelfall ent-



schieden werden, ob die in dieser zweiten Kläranlage anfallenden Klärschlämme dem Verbot des § 15 



Abs. 4 AbfKlärV unterfallen. Es bedarf insoweit einer Risikoanalyse, ob durch die vorgeschalteten 



Maßnahmen der betriebseigenen Abwasserbehandlungsanlage die Erreger des Kartoffelkrebses bzw. 



der Kartoffelzystennematoden bereits hinreichend reduziert wurden. 



 



V. Verwertung als Bioabfall 



Neben der Verwertung als Klärschlamm spielt in der Praxis auch die Verwertung der Schlämme aus 



der Behandlung von produktionsspezifischen Abwasser aus der industriellen Kartoffelverarbeitung als 



Bioabfälle eine Rolle. 



Der Begriff der Bioabfälle ist in § 3 Abs. 7 KrWG legaldefiniert.  



§ 3 Abs. 7 KrWG lautet: 



„Bioabfälle im Sinne dieses Gesetzes sind biologisch abbaubare pflanzliche, tierische oder aus 



Pilzmaterialien bestehende  



1. Garten- und Parkabfälle, 



2. Landschaftspflegeabfälle, 



3. Nahrungs- und Küchenabfälle aus Haushaltungen, aus dem Gaststätten- und Cateringge-



werbe, aus dem Einzelhandel und vergleichbare Abfälle aus Nahrungsmittelverarbeitungsbe-



trieben sowie 



4. Abfälle aus sonstigen Herkunftsbereichen, die den in den Nummern 1 bis 3 genannten Abfäl-



len nach Art, Beschaffenheit oder stofflichen Eigenschaften vergleichbar sind.“ 



Es handelt sich bei den in Rede stehenden produktionsspezifischen Abwasserreinigungsschlämmen 



aus der Kartoffelverarbeitung um Abfälle, die unter § 3 Abs. 7 Nr. 4 KrWG (Bioabfälle aus sonstigen 



Herkunftsbereichen) fallen und die in Anhang 1 Bioabfallverordnung (Schlämme aus der Nahrungs-



mittelproduktion) als geeignetes Material zur Verwertung auf landwirtschaftlichen Flächen gelistet 



sind. Erfolgt also die Behandlung des Abwassers aus der industriellen Kartoffelherstellung in einer 



betriebseigenen Abwasserbehandlungsanlage, die ausschließlich Abwässer aus dem Produktionspro-



zess behandelt (also keine Vermischung mit sonstigen Abwässern, z.B. aus Sanitäranlagen), ist – 
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unabhängig von dem Verbot nach § 15 Abs. 4 AbfKlärV – eine Verwertung der so entstehenden 



Schlämme als Bioabfälle zulässig.  



Es ist allerdings beabsichtigt, die Bestimmungen der Bioabfallverordnung auf den Prüfstand zu stel-



len. Derzeit wird ein Novellierungsbedarf der BioAbfV evaluiert, so dass nicht absehbar ist, ob die 



Möglichkeit der Verwertung von Bioabfällen mit Bestandteilen aus der industriellen Kartoffelherstel-



lung – gerade vor dem Hintergrund des neuen Verbots für Klärschlämme in § 15 Abs. 4 AbfKlärV – 



dauerhaft uneingeschränkt beibehalten wird. Zudem gelten in diesen Fällen die oben genannten 



Bestimmungen des Düngerechts (vgl. insbesondere die Anforderungen an die Seuchen- und Phy-



tohygiene nach § 5 Düngemittelverordnung), die auch die Verwertung von Bioabfällen als Düngemit-



tel einschränken können. 








